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Hinweisblatt zur Übermittlung und Aufbewahrung von 
personenbezogenen Daten 
Die von den Kooperationspartnern der Jugendberufsagentur Lübeck (JBA) erhobenen, verarbeiteten und genutzten Daten sind personenbezogene Daten, weil es sich um Informationen über persönliche und sachliche Verhältnisse eines jungen Menschen handelt. Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist nur zulässig, soweit es durch Gesetz erlaubt ist oder soweit der junge Mensch eingewilligt hat. 
Die Übermittlung der personenbezogenen Daten erfolgt nach dem Grundsatz der Datenminimierung, d.h., es werden nur die Daten übermittelt, die für eine vollständige und rechtmäßige Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben erforderlich sind. Als Grundlage dienen die beigefügte Verfahrensabsprache der JBA-Partner*innen sowie die Arbeitshilfe zum Sozialdatenschutz in Jugendberufsagenturen.


		

Datenaustausch zwischen den JBA-Partnern
Bezogen auf den Datenaustausch zwischen den JBA-Partnern gilt, dass die Übermittlung von personenbezogenen Daten grundsätzlich verboten ist, es sei denn, diese ist gesetzlich zugelassen (§ 67b Art.6 Abs.1 Buchstabe a) SGB X bzw. Art. 9 Abs.2 Buchstabe a) DSGVO). Ist dies nicht der Fall, ist eine Einwilligungserklärung der / des Betroffenen zur Datenübermittlung erforderlich. Soweit es um Informationen bei Personen geht, die einer besonderen Schweigepflicht unterliegen (z.B. staatlich anerkannte Sozialarbeiter*innen oder staatlich anerkannte Sozialpädagog*innen, Mitarbeiter*innen des Jugendamtes) bei anvertrauten Daten i.S.d. § 65 SGB VIII, ist zusätzlich eine spezifische Schweigepflichtsentbindung im Hinblick auf die schweigepflichtigen Personen erforderlich. 
Zwischen den einzelnen JBA-Partnern sind hinsichtlich des Datenaustauschs folgende Hinweise zu beachten:
Es werden Ordner jahrgangsweise in der Eingangszone der JBA geführt, in denen die Einwilligungserklärungen alphabetisch abgelegt werden. Die Ordner sind in einem verschließbaren Schrank zu verwahren. Die Erklärungen werden nur in Papierform gesammelt. Sie werden durch die Mitarbeiter*innen zehn Jahre nach der Unterzeichnung vernichtet, sofern sie nicht zuvor bereits widerrufen wurden. Weitere Unterlagen mit personenbezogenen Daten dürfen in den Ordnern nicht gesammelt werden. 
1. Datenaustausch zwischen Agentur für Arbeit und Jobcenter: In dem im Einzelfall erforderlichen Umfang ist der Austausch von Informationen über Kunden*innen zwischen den Mitarbeiter*innen der Agentur für Arbeit und des Jobcenters ohne gesonderte Datenschutzerklärung der Kunden*innen möglich (§ 69 (1) SGB X).

2. 
Datenaustausch mit den Bereichen der Hansestadt Lübeck Familienhilfen / Jugendamt, Jugendarbeit, Schule und Sport, Soziale Sicherung: 
Vor dem Datenaustausch, der über den gesetzlichen geregelten hinausgeht, muss eine Einwilligungserklärung nach dem beiliegenden Muster vorliegen:

 

3. Datenaustausch mit den Schulen:
Beim Datenaustausch ist die SchuldatenschutzVO des Landes zu beachten, deren § 9 die Datenweitergabe von der Schule an die Mitarbeiter*innen, die in der JBA tätig sind, im Einzelfall ermöglicht. 



4. E-Mail-Verkehr und Schriftgutentsorgung:
E-Mails mit personenbezogenen Daten müssen in jedem Fall verschlüsselt verschickt werden. 
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Jugendberufsagentur Liibeck - JBA Liibeck (Platzhalter!)

Verfahrensabsprache
Die Kooperationspartner der Jugendberufsagentur Libeck
» Agentur fir Arbeit Libeck,
» Jobcenter Lubeck,
» Hansestadt Libeck, die Bereiche Familienhilfen / Jugendamt, Jugendarbeit,
Schule und Sport, Soziale Sicherung,
Berufsbildende Schulen in der Hansestadt Liibeck,
Schulamtsgebundene Schulen in der Hansestadt Liibeck,

YV V V

Gymnasien in der Hansestadt Libeck,
» Gemeinschaftsschulen mit Oberstufe in der Hansestadt Liibeck,

halten einen Datenaustausch zwischen den o.g. Akteuren fur notwendig, um Jugendliche
und junge Erwachsene bedarfsgerecht in der Ubergangsphase von‘ der Schule in
Ausbildung, Beruf oder Studium, — zur Férderung beruflicher Ausbildung, Vermittlung in ein
Ausbildungs- oder Arbeitsverhéltnis oder in ein Qualifizierungsangebot — zu begleiten.

Die von den Kooperationspartnern erhobenen, verarbeiteten und genutzten Daten sind
Sozialdaten, weil es sich um Einzelangaben Uber personliche und sachliche Verhaltnisse
eines jungen Menschen handelt. Die Verarbeitung von Sozialdaten und deren Nutzung sind
nur zuléssig, soweit es § 67 Abs. 1 SGB X erlaubt oder soweit der junge Mensch gemaR
8§ 67b Abs. 1 SGB X einwilligt. Dariiber hinaus wird der weitere Datenaustausch definiert
durch die Landesverordnung Uuber die Verarbeitung . personenbezogener Daten an
offentlichen Schulen vom 5. Juni 2015.

Die Ubermittlung der Sozialdaten erfolgt nach dem Grundsatz der Datensparsamkeit, d.h., es
werden nur die Daten Ubermittelt, die fir eine vollstandige und rechtméafige Erfullung der
gesetzlichen Aufgaben erforderlich sind.

Hierfur werden Ordner jahrgangsweise in.der [Eingangszone der JBA gefiihrt, in denen die
Einwilligungserklarungen und Schweigepflichtsentbindungen alphabetisch abgelegt werden.
Die Ordner sind in einem verschlieBbaren Schrank zu verwahren. Die Erklarungen werden
nur in Papierform gesammelt. Sie werden durch die Mitarbeiter/innen zehn Jahre nach der
Unterzeichnung vernichtet; sofern sie nicht. zuvor bereits widerrufen wurden. Weitere
Unterlagen mit personenbezogenen Daten durfen in den Ordnern nicht gesammelt werden.

Die in der JBA tatigen Mitarbeiter/innen konnen Einsicht in die Ordner nehmen, um
festzustellen, ob eine Einwilligungserklarung und/oder eine Schweigepflichtsentbindung im
Einzelfall vorliegen.

Libeck, den __. .2018

Kommentar [KH1]: Herr Griinberg,
Herr Schnelle: Bitte entscheiden, ob mit
oder ohne GF.

Agentur fir Arbeit HL, Herr [GF Dusch Jobcenter HL, Herr GF Tag

Kommentar [KH2]: Herr Grinberg,
Herr Schnelle: Bitte entscheiden, ob mit
oder ohne GF.

Hansestadt Liibeck, Fachbereich 2
Herr Senator Schindler

Schulamt in der Hansestadt Libeck,
Schulrat Herr Daugs

Hansestadt Lubeck, Fachbereich 4
Frau Senatorin Weiher

Sprecher Gymnasien, Herr Dr. Janneck

Sprecherin der Berufsbildenden Schulen,
Frau Siegel

Sprecher der Gemeinschaftsschulen mit
Oberstufe, Herr Abshagen
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Arbeitshilfe zum

Sozialdatenschutz in Jugendberufsagenturen

Diese Arbeitshilfe ist abgestimmt zwischen dem Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales, dem
Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend, der Bundesagentur fiir Arbeit, der
Beauftragten fur den Datenschutz und die Informationsfreiheit, allen Bundeslandern, dem Deutschen
Landkreistag, dem Deutschen Stadtetag und dem Deutschen Verein fir 6ffentliche und private Fursorge
e. V.. Die Landesdatenschutzbeauftragten waren beteiligt.

Stand: Juli 2016
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l. Einleitung

Der Koalitionsvertrag fur die 18. Legislaturperiode sieht die flachendeckende Einrichtung von
Jugendberufsagenturen vor: Leistungen der Tréager der Grundsicherung fur Arbeitsuchende
(Zweites Buch Sozialgesetzbuch - SGB Il), der Arbeitsfoérderung (Drittes Buch Sozialgesetz-
buch - SGB Ill) und der Kinder- und Jugendhilfe (Achtes Buch Sozialgesetzbuch - SGB VIII)
fur unter 25-Jahrige sollen gebtindelt werden. Um junge Menschen? bedarfsgerecht auf inrem
Weg zu begleiten, ist unter den beteiligten Akteuren vor Ort ein Informationsaustausch

notwendig.

Die von den Tragern erhobenen Daten sind Sozialdaten, da es sich um Einzelangaben tber
personliche oder sachliche Verhdaltnisse einer bestimmten natirlichen Person (des jungen
Menschen) handelt, die von einer in § 35 Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) genannten
Stelle im Hinblick auf ihre Aufgaben nach dem Sozialgesetzbuch erhoben, verarbeitet oder
genutzt werden (8 67 Abs. 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch - SGB X). Die Verarbeitung von
Sozialdaten und deren Nutzung sind nur zulassig, soweit das Sozialgesetzbuch es erlaubt
oder anordnet oder soweit der junge Mensch (Betroffener i.S.d. SGB X) eingewilligt hat (§ 67b
Abs. 1 S. 1 SGB X). Eine Ubermittlung von Sozialdaten fur die Erfillung sozialer Aufgaben ist
zulassig, soweit sie erforderlich ist fur die Erfillung einer gesetzlichen Aufgabe der
Ubermittelnden Stelle nach dem Sozialgesetzbuch oder einer solchen Aufgabe des Dritten, an
den die Daten ubermittelt werden, wenn er eine in 8 35 SGB | genannte Stelle ist (§ 69 Abs. 1
Nr. 1 SGB X). Eine spezialgesetzliche Regelung zur Datenubermittlung zwischen den Tragern
der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende und der Bundesagentur fir Arbeit enthalt 8 50 Abs. 1
SGB Il

Das bestehende Datenschutzrecht ermdglicht also Datenubermittiungen zwischen den
verschiedenen Tragern nach § 50 SGB Il und 8 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X sowie auf der Grundlage

von Einwilligungen des jungen Menschen bzw. seines/seiner Sorgeberechtigten.

Diese Arbeitshilfe soll Hinweise geben zur rechtlichen Zulassigkeit des Informationsaus-
tauschs unter den Sozialleistungstragern der Rechtskreise SGB II, SGB Ill und SGB VIII, unter
anderem zum Erforderlichkeitsgrundsatz und zu den Anforderungen an eine wirksame
Einwilligungserklarung. Sie nimmt datenschutzrechtliche Fragen nach Bundesrecht (Stand:
Juli 2016) in den Blick. Datenschutzrechtliche Regelungen zur Einbindung der Schulen, die fiir

eine leistungsstarke Jugendberufsagentur bedeutsam sind, unterliegen mafgeblich dem

! Der hier verwendete Begriff ,,junger Mensch” erfasst Jugendliche und Heranwachsende bis zur Vollendung
des 25. Lebensjahres.
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Landesrecht und werden deshalb hier nicht vertieft. Ausfihrungen zu dem Auf- oder Ausbau
einer rechtkreisubergreifenden Kooperation der Akteure im SGB II, SGB Il und SGB VIII
enthdlt das Papier des Deutschen Vereins fur offentliche und private Firsorge e.V.
,unterstiitzung am Ubergang Schule - Beruf. Empfehlungen des Deutschen Vereins fiir eine
gelingende Zusammenarbeit an den Schnittstellen der Rechtskreise SGB I, SGB IlIl und SGB
VIII* vom 23. September 2015.





II. Datenerhebung durch einen Leistungstrager i.S.d. 8 35
SGB |

1. Wer darf Daten erheben?

Daten durfen von dem jeweiligen Leistungstradger nach dem SGB 11, llI
oder VIl erhoben werden, welcher die Daten bendtigt, um seine gesetz-
lichen Aufgaben zu erledigen. Die erhobenen Daten miissen fur die
Aufgabenerledigung erforderlich sein (Naheres hierzu siehe unter 4).

2. Bei wem durfen die Daten erhoben werden?
(= Informationsgeber)

Nach dem Ersterhebungsgrundsatz sind die Daten grundsatzlich beim
jungen Menschen zu erheben (vgl. § 67a Abs. 2 S. 1 SGB X).

Ohne Mitwirkung des jungen Menschen dirfen Daten bei anderen
Leistungstragern i.S.d. § 35 SGB | oder diesen nach § 69 Abs. 2 SGB X
gleich gestellten Stellen nur erhoben werden, wenn diese zur Uber-
mittlung an die erhebende Stelle befugt sind, die Datenerhebung beim
jungen Menschen selbst mit unverhaltnisméaRigem Aufwand verbunden
ist und keine Anhaltspunkte dafir bestehen, dass Uberwiegende
schutzwirdige Interessen des jungen Menschen beeintrachtigt werden.

Bei anderen Stellen oder Dritten dirfen Daten nur erhoben werden,
wenn die Erhebung bei ihnen gesetzlich zugelassen oder die Uber-
mittlung an die erhebende Stelle ausdriicklich vorgeschrieben ist bzw.
die Aufgabe ihrer Art nach die Erhebung bei anderen erforderlich macht.
Eine Erhebung bei anderen Stellen oder Dritten ist ebenfalls zulassig,
wenn die Datenerhebung beim jungen Menschen selbst mit unver-
haltnismaligem Aufwand verbunden ist und keine Anhaltspunkte dafir
bestehen, dass Uberwiegende schutzwirdigen Interessen des jungen
Menschen beeintrachtigt werden.

3. Welche Daten durfen fur eine rechtskreistubergreifende
Begleitung der jungen Menschen am Ubergang Schule-
Ausbildung-Beruf erhoben werden?

Jede Stelle darf nur die fur die Erledigung ihrer eigenen gesetzlichen
Aufgaben erforderlichen Daten erheben. Daten, die mdglicherweise fir
die Aufgabenerledigung eines anderen in der Jugendberufsagentur
beteiligten Leistungstragers erforderlich sind, durfen nicht voraus-
schauend mit erhoben werden.

4. Was bedeutet Erforderlichkeit?

Eine Erhebung von Sozialdaten ist nur zulassig, soweit die Kenntnis der
Daten zur Aufgabenerfillung erforderlich ist. Erforderlich ist die Kenntnis
von Daten, die notwendig ist, um die gesetzliche Aufgabe rechtmaRig,
vollstandig und in angemessener Zeit erfiillen zu kénnen. Dartber ent-
scheidet grundsatzlich die erhebende Stelle, die auch beweispflichtig ist.

Daten, die nicht Bedingung fur die Aufgabenerfillung sind, sondern nur
dabei hilfreich waren, sind nicht erforderlich fur die Aufgabenerfillung.

Informationserhebende
Stelle

Grundsatz:

Erhebung beim jungen
Menschen

Ausnahme:
Datenerhebung beim
Leistungstrager

Ausnahme:
Datenerhebung bei
Anderen

Nur erforderliche
Daten fir eigene
Aufgabenerledigung!

Erforderlichkeit

Nicht ausreichend:
Zweckmaligkeit
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Durch die Begrenzung auf erforderliche Daten soll bewirkt werden, dass
sich alle Stellen auf das zum Erreichen ihres aufgabenbezogenen Zieles
notwendige Minimum beschréanken.

Eine Datenerhebung fir nicht aktuelle, unvorhersehbare Verwaltungs- ~ Keine Datenerhebung
aufgaben ist unzul&ssig. auf Vorrat!

5. Kédnnen mit Einwilligung auch Daten erhoben werden, die nicht
zwingend erforderlich sind?

Daten, die nicht zwingend erforderlich sind, kénnen nur mit Einwilligung ~ Freiwillige Angaben
des jungen Menschen erhoben werden. Freiwillig kann der junge

Mensch Angaben machen. Allerdings muss ein Zusammenhang mit der

vom Leistungstrager zu erfiullenden Aufgabe bestehen. Eine Daten-

erhebung ohne jeglichen Aufgabenzusammenhang ist unter Bertck-

sichtigung des Verbots der Datenvorratshaltung nicht zulassig. Der

junge Mensch ist gemaR § 67a Abs. 3 S. 3 SGB X auf die Freiwilligkeit

seiner Angaben hinzuweisen.

Beispiel: Telefonnummer oder E-Malil

[ll. DatenUibermittlung zwischen Leistungstragern i.S.d. 8 35
SGB | ohne Einwilligung des jungen Menschen nach § 69
Abs. 1 Nr.1SGB X

1. Voraussetzungen der Datentibermittlung nach 8 69 Abs. 1 Nr. 1
SGB X

Eine Ubermittlung von Sozialdaten nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X istin ~ Voraussetzungen
drei Fallkonstellationen méglich, namlich fur die Erfillung § 69 Abs.1 Nr. 1 SGB X

1. der Zwecke, fur die sie erhoben worden sind,

2. einer gesetzlichen Aufgabe der Ubermitteinden Stelle nach dem
SGB,

3. einer gesetzlichen Aufgabe der empfangenden Stelle nach dem
SGB, wenn die empfangende Stelle ein Leistungstrager nach dem
SGB (bzw. eine Stelle nach 8 35 SGB |) ist.

Voraussetzung fiir die Ubermittlung in allen drei Fallen ist, dass die
Ubermittlung fur die Erfilllung einer gesetzlichen Aufgabe nach dem
Sozialgesetzbuch unabdingbar und fir einen aktuell und konkret fest-
stehenden Zweck erforderlich ist.

2. Einschrankung nach § 76 SGB X

Die Ubermittlung besonders schutzwiirdiger Sozialdaten (z.B. Gesund- ~ Ubermittlung
heitsdaten, psychologische Daten), die ein Sozialleistungstrager von ~ besonders
einer in besonderem MaRe zur Geheimhaltung verpflichteten Person — Schutzwirdiger
erhalten hat, ist nur eingeschrankt zulassig: Es missen die fiir diese ~ Sozialdaten
Person geltenden, besonders strengen Voraussetzungen fir eine

Datentbermittlung auch durch den Sozialleistungstrager beachtet

werden (8 76 Abs. 1 SGB X). Auch der Sozialleistungstrager benétigt

fur eine Offenbarung dieser Sozialdaten eine eigene Schweigepflicht-
entbindungserklarung (im Einzelnen vgl. unter V.2., Seite 12).





Im Zusammenhang mit einer Begutachtung wegen zu erbringender
Sozialleistungen oder der Ausstellung einer Bescheinigung Ubermittelte
Sozialdaten dirfen durch einen Sozialleistungstrager weiter Ubermittelt
werden, es sei denn, der junge Mensch hat der Ubermittlung wider-
sprochen (8 76 Abs. 2 SGB X). Auf das Widerspruchsrecht ist der junge
Mensch zu Beginn des Verwaltungsverfahrens in allgemeiner Form
schriftlich hinzuweisen.

3. Einschrankungen durch 8§ 64 Abs. 2 und § 65 SGB VIII?

Daten des Tragers der Jugendhilfe durfen zur Erfullung von Aufgaben
nach § 69 SGB X nur Ubermittelt und genutzt werden, soweit dadurch
der Erfolg der zu gewahrenden Leistung nicht in Frage gestellt wird (§ 64
Abs. 2 SGB VIII). Die Jugendhilfe ist verpflichtet, die mdgliche Wirkung
der Datenweitergabe im Einzelfall einzuschatzen. Dabei gentgt eine
mdgliche Gefahrdung des Erfolges. Es muss ein Kausalzusammenhang
zwischen Erfolgsgefahrdung und Datenubermittlung bestehen.

8§ 65 SGB VIII schitzt die Weitergabe von Informationen, die der Mitar-
beiterin oder dem Mitarbeiter des Jugendamtes zum Zwecke person-
licher und erzieherischer Hilfen anvertraut werden. Diese Daten diirfen
nur unter Beachtung der dort genannten Bedingungen (etwa bei Einwilli-
gung des jungen Menschen) weitergegeben werden.

Der Begriff ,anvertrauen” ist auslegungsbedirftig und umfasst alle
Daten, die der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter im Vertrauen auf ihre
oder seine besondere Schutzpflicht und in der Erwartung mitgeteilt
werden, dass keine Weiterleitung an Dritte erfolgt. Die Mitarbeiterin oder
der Mitarbeiter hat dem Schutzsuchenden seine besondere Rolle zu
erklaren. Die so erlangten Informationen dirfen an andere Leistungs-
trager nur mit Einwilligung des jungen Menschen weitergegeben
werden.

Diese Einschrankung gilt nicht fir Sozialdaten, die lediglich im Zusam-
menhang mit_einer Sach- oder Geldleistung gegeben werden. Orientie-
rungshilfe geben hier die gesetzlich festgelegten Mitwirkungspflichten
nach 88 60 ff. SGB |. Zielt die Informationsbeschaffung auf die Mitwir-
kungspflicht i. S. der §§ 60 ff. SGB |, spricht eine Vermutung gegen ein
Anvertrauen. Es muss im Einzelfall abgewogen werden, zu welchem
Zweck die Information erfolgt.

4. Durfen Daten der Agenturen fur Arbeit/Jobcenter auch ohne
Ersuchen an die Trager der Jugendhilfe und umgekehrt
Ubermittelt werden?

Eine Ubermittlung von Daten an einen Leistungstrager i.S.d. § 35 SGB |
ist zulassig, wenn die Daten zur Erfullung seiner Aufgaben erforderlich
sind. 8 69 Abs. 1 Nr. 1, 3. Alt. SGB X verlangt hierfiir nicht ausdriicklich
ein Ersuchen des die Daten empfangenden Leistungstragers. Der
Ubermittelnde Leistungstrager muss aber wissen, ob die zu Gbermitteln-
den Daten fur die Aufgabenerfillung des Empfangers erforderlich sind,
da ergemal § 67d Abs. 2 SGB X die Verantwortung fir die Zulassigkeit
der Ubermittlung tragt. Diese Kenntnis kann sowohl im konkreten
Einzelfall oder in Gestalt abstrakter Absprachen (etwa in einer Koope-

Widerspruchsrecht
des jungen Menschen

8 64 Abs. 2 SGB VIl
- keine Geféhrdung des
Maflnahmeerfolges

Anvertraute
Informationen zu
persdnlichen und
erzieherischen
Zwecken - nur mit

Einwilligung!

Keine Einwilligung bei
Sozialdaten im
Zusammenhang mit
einer Sach- oder
Geldleistung

Zulassigkeit einer
Datentibermittlung
ohne Ersuchen
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rations- oder Verwaltungsvereinbarung, in der festgelegt wird, welche
Informationen in typischen Fallkonstellationen von den einzelnen
Tragern benotigt werden) erlangt werden.

Zudem muss es sich bei der Aufgabe des die Daten empfangenen
Leistungstragers um eine gesetzliche Aufgabe nach dem Sozialgesetz-
buch handeln (siehe hierzu insbesondere oben II.1 und 11.3).

IV. Datentbermittlung zwischen Leistungstragern i.S.d. 8 35
SGB | auf der Grundlage einer Einwilligung des jungen
Menschen - Anforderungen an eine wirksame
Einwilligungserklarung

1. Von wem muss die Einwilligungserklarung eingeholt werden?

Eine Einwilligung ist nur dann erforderlich, wenn die Datentubermittlung
nicht bereits gesetzlich erlaubt ist (8 50 Abs. 1 SGB Il oder § 69 Abs. 1
SGB X). Die Einwilligung ist die vorherige Zustimmung des jungen
Menschen zur Dateniibermittlung. Eine nachtragliche Genehmigung ist
daher nicht ausreichend.

Einwilligen in die DatenUbermittiung muss grundsétzlich der junge
Mensch, dessen Sozialdaten verarbeitet und genutzt werden sollen, um
ihn beim Eintritt in die Ausbildung oder das Berufsleben zu unterstitzen.
Vertretungsregelungen gelten nicht, die Einwilligung muss grundsétzlich
héchstpersonlich erklart werden. Ausnahmen gelten fiir junge
Menschen vor Vollendung des 15. Lebensjahres oder bei fehlender
Einsichtsfahigkeit bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres (siehe unter
IV.4., Seite 9).

2. Wie ist die Einwilligungserklarung zur Datenlbermittlung zu
gestalten, was ist zu beachten?

Der junge Mensch muss auf den Zweck der Verarbeitung oder Nutzung
hingewiesen werden (8 67b Abs. 2 SGB X). Die inhaltliche Bestimmtheit
zur Einwilligung fordert, dass die Sozialdaten, die Ubermittelt werden
sollen, festgelegt und die Stellen, die zur Verarbeitung und Nutzung
berechtigt sein sollen, benannt werden. Eine pauschale Einwilligungs-
erklarung ist daher nicht zulassig, sondern sie muss konkret die beab-
sichtigten Verarbeitungen und Nutzungen bezeichnen. Die Einwilligung
muss sich jedoch nicht auf den Einzelfall beziehen. Ausreichend ist es,
wenn sich die Einwilligung auf konkret nachvollziehbare Datenfliisse
bezieht. Der junge Mensch muss wissen, welche Daten Uber ihn zu
welchem Zweck an wen Ubermittelt werden sollen.

Die Einwilligung muss auf der freien Entscheidung des jungen
Menschen beruhen. Er braucht seine Entscheidung nicht zu begrtinden.
Der junge Mensch ist stets auf die Folgen der Verweigerung der Einwilli-
gung hinzuweisen.

Die Einwilligung kann jederzeit ohne Angabe von Grinden fir die
Zukunft widerrufen werden. Hieriiber ist der junge Mensch zu belehren.
Bis zum Widerruf bereits Gbermittelte Daten wurden rechtmafiig genutzt.

Vorherige Zustimmung

Grundsatzlich
héchstpersonlich

Inhaltliche
Bestimmtheit:

Festlegung von
e Sozialdaten

e Stellen und
¢ Verarbeitungszweck

Informierte
Einwilligung

Freiwilligkeit

Widerruf





Ab dem Zeitpunkt des Widerrufs ist eine weitere Nutzung nicht mehr
zulassig.

Der Trager, bei dem die Einwilligung widerrufen wird, informiert unver-
zlglich die Trager der anderen Rechtskreise.

Die Einwilligung ist grundsatzlich ausdricklich zu erklaren. Nicht in
Betracht kommt eine konkludente, stillschweigende oder mutmalfiliche
Einwilligung.

Die Einwilligung sollte grundsatzlich schriftlich erfolgen. Die Einwilligung
und der Hinweis auf den Zweck der Verarbeitung bzw. Nutzung
bedurfen der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstande
eine andere Form angemessen ist. Neben der Nachweisfunktion fiir den
Sozialleistungstrager, dass er zur Ubermittlung der Sozialdaten befugt
war, dient die Schriftform dazu, dem jungen Menschen seine Entschei-
dung bewusst zu machen.

Im Ausnahmefall kann wegen besonderer Umstande auf das Schrift-
formerfordernis verzichtet werden, wenn bspw. die Art der Hilfebe-
ziehung fur formalisierte Erklarungen ungeeignet ist (bei krankheits-
bedingter Unfahigkeit des jungen Menschen, eine schriftliche Auf-
klarung zu verstehen). Diese Ausnahme ist eng auszulegen!

Die Einwilligungserklarung muss vom jungen Menschen eigenhandig
unterzeichnet werden. Eine Einwilligung auf elektronischem Wege (E-
Mail) erfillt nicht das Schriftftormerfordernis. Die Schriftform kann ledig-
lich durch die in 8 36a Abs. 2 SGB | genannten elektronischen Methoden
(u.a. De-Mail, elektronische Signatur) ersetzt werden.

3. Mit wem muss die Einwilligungserkldrung abgestimmt werden?

Die Einwilligungserklarung sollte bei Unklarheiten tUber den erforder-
lichen Informationsaustausch im Vorfeld zwischen der die Daten tber-
mittelnden und den die Daten empfangenen Behdrden abgestimmt
werden, damit die Einwilligung die Informationen erfasst, die fur die
Arbeit des jeweiligen Empfangers erforderlich sind.

4. Ab welchem Alter darf der junge Mensch selbst einwilligen?
Muss dies besonders dokumentiert werden?

Erforderlich ist die Einsichtsfahigkeit des jungen Menschen, es kommt
nicht auf die Geschéftsfahigkeit an. Grundsatzlich ist davon auszu-
gehen, dass der nach § 36 Abs. 1 SGB | im Sozialrechtsverhéltnis Hand-
lungsfahige auch ausreichend einsichts- und urteilsfahig ist. Sprechen
keine Umstande, wie z.B. belastende Auswirkungen der Datenuber-
mittlung (Sanktionierung durch das JC), dagegen, kann damit in der
Regel ab Vollendung des 15. Lebensjahres von dem Vorliegen der
Einsichtsfahigkeit ausgegangen werden.

Personen vor Vollendung des 15. Lebensjahres sind nicht ausreichend
einsichtsfahig. Das Einverstandnis muss von ihrem gesetzlichen Vertre-
ter erklart werden.

Information der Trager
untereinander

Ausdrickliche
Erklarung

Schriftform

Abweichen von der
Schriftform: restriktiv!

Eigenhandige
Unterzeichnung

Abstimmen der
Einwilligungserklarung

Einsichtsfahigkeit

Ab Vollendung des
15. Lebensjahres

Vor Vollendung des
15. Lebensjahres





Wird bei einem jungen Menschen ab Vollendung des 15. Lebensjahres
die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters eingeholt, sollten aus o.g.
Grinden die anlassgebenden Umstande dokumentiert werden.

5. Wo ist die Einwilligungserklarung aufzubewahren und wie
lange?

Die Partner der JBA treffen im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften
Regelungen zur Einholung der Einwilligungserklarung, wechselseitigen
Information der Trager, deren Aufbewahrung sowie deren Widerruf und
Ldschung.

6. Konnen mit Einwilligung auch Daten Gbermittelt werden, die
nicht erforderlich sind?

Die Datenubermittlung ist fir die empfangende Stelle gleichzeitig eine
Datenerhebung, so dass die unter II.5. (Seite 6) getroffenen Feststel-
lungen zu Ubertragen sind:

Daten, die nicht zwingend erforderlich sind, kdbnnen nur mit Einwilligung
des jungen Menschen erhoben (und auch Ubermittelt) werden. Freiwillig
kann der junge Mensch Angaben machen. Allerdings muss ein Zusam-
menhang mit der vom Leistungstrdger zu erfullenden Aufgabe
bestehen. Eine Datenerhebung (und -ubermittlung) ohne jeglichen
Aufgabenzusammenhang ist unter Berlcksichtigung des Verbots der
Datenvorratshaltung nicht zulassig. Der junge Mensch ist gemaf § 67a
Abs. 3 S. 3 SGB X auf die Freiwilligkeit seiner Angaben hinzuweisen.

Beispiel: Telefonnummer oder E-Malil

7. Welche Konsequenzen ergeben sich, wenn der junge Mensch
nicht in die Datentubermittlung einwilligt?

Sofern keine gesetzliche Grundlage fiir die Ubermittlung besteht, durfen
die Daten dann nicht Ubermittelt werden. Der junge Mensch muss sich
vielmehr selbst an die einzelnen Trager wenden, um Hilfsangebote zu
erhalten. Eine Koordinierung und Abstimmung unter den Tragern erfolgt
in diesem Fall nicht.

8. Wie konnen die Trager dennoch fiur die jungen Menschen tétig
werden?

Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe kbnnen im Rahmen der gesetz-
lichen Voraussetzungen versuchen, den jungen Menschen mittels
aufsuchender Arbeit (Kontakt durch Streetworker) zu erreichen (8 1 Abs.
3 SGB VIl i.V.m. 88 11, 13 SGB VIlI).

Weitere Angebote und Maflnahmen konnen im Rahmen der
Verpflichtung des Leistungstragers der Grundsicherung fir Arbeit-
suchende nach 8§ 1 SGB Il zur Vermeidung, Beseitigung oder Verringe-
rung von Hilfebedurftigkeit unterbreitet werden.

Einwilligung durch
gesetzlichen Vertreter

Verfahrensregelungen
zu Einwilligungs-
erklarungen

Aufgabenbezug stets
erforderlich!

Fehlende Einwilligung
des jungen Menschen

Fehlende Mitwirkung
des jungen Menschen
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V. Gemeinsame rechtskreistibergreifende
Fallbesprechungen

1. Wie kdnnen und sollten rechtskreistibergreifende
Fallbesprechungen gestaltet werden?

1.1. Anonymisierte Fallbesprechung

Die Trager tauschen sich ohne Personenbezug iber einen jungen
Menschen aus. Dabei darf kein Riickschluss auf den jungen Menschen
moglich sein. Diese Form der Fallbesprechung ist datenschutzrechtlich
unbedenklich, da gerade keine Sozialdaten ausgetauscht werden.

1.2. Fallbesprechung in Anwesenheit des jungen Menschen

Der junge Mensch ist bei der gemeinsamen Besprechung der Trager
anwesend. Soweit Sozialdaten tber ihn nur mit seiner Einwilligung aus-
getauscht werden durfen (z.B. Gesundheitsdaten), hat er die Mdglich-
keit, seine Einwilligung jederzeit zu widerrufen. In dieser Besprechungs-
form kann der junge Mensch seine Rechte wahrnehmen und sollte zu
Beginn des Gespréchs darauf nochmals hingewiesen werden.

1.3. Fallbesprechung ohne den jungen Menschen mit seiner
Einwilligung zum Datenaustausch

Ein Austausch ohne den jungen Menschen ber die Daten, die nur mit
seiner Einwilligung/Schweigepflichtentbindung ausgetauscht werden
durfen, ist nicht ausgeschlossen.

Zu beachten ist dabei, dass der Datenaustausch nur soweit zuldssig ist,
wie er von der vorliegenden Einwilligungserklarung/Schweigepflicht-
entbindungserklarung abgedeckt ist (beachte Grundsatz der infor-
mierten Einwilligung, s.o. unter IV.2., Seite 8 f.). In der Fallbesprechung
ist daher strikt darauf zu achten, dass tatsachlich nur die von der
Einwilligung/Schweigepflichtentbindung erfassten Daten ausgetauscht
werden. Sollen im Verlauf des Gesprachs weitere Daten, fur deren
Austausch eine erforderliche Einwilligung/Schweigepflichtentbindung
nicht vorliegt, ausgetauscht werden, ist dieser Datenaustausch nicht
zulassig!

Je komplexer die Problemlagen eines jungen Menschen sind (insbeson-
dere auch bei sensiblen Sozialdaten wie z.B. besonderen Arten
personenbezogener Daten i.S.d. 8 67 Abs. 12 SGB X), desto héher sind
die Anforderungen an die Bestimmtheit der Angaben in der Einwil-
ligungserklarung/Schweigepflichtentbindungserklarung und an die
Verstandlichkeit fir den jungen Menschen. Daher sollten in diesen
Fallen die Varianten 1.1. und 1.2. fUr eine rechtskreistibergreifende Fall-
besprechung gewahlt werden.

Anonymisierte
Fallbesprechung

Fallbesprechung mit
dem jungen Menschen

Fallbesprechung ohne
den jungen Menschen
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2. Wie ist mit der fur bestimmte Berufsgruppen bestehenden
Schweigepflicht nach § 203 StGB umzugehen (z.B. Erziehungs-
oder Jugendberater/innen, Suchtberater/innen, staatlich
anerkannte Sozialarbeiter/in oder Sozialpddagogen/innen,
Arzte/Arztinnen, Amtstrager/innen)?

Die einer Schweigepflicht unterfallenden Berufsgruppen diirfen die ~ Schweigepflicht tber
ihnen anvertrauten bzw. ihnen in ihrer beruflichen Eigenschaft bekannt ~ Geheimnisse
gewordenen Geheimnisse nur offenbaren, wenn sie dazu befugt sind.

Dabei wird unter Geheimnis eine Tatsache verstanden, die sich auf die

vergangenen oder bestehenden Lebensverhéltnisse des jungen

Menschen bezieht, die nach dem Willen des jungen Menschen nur

einem beschrankten Personenkreis bekannt oder zuganglich ist und an

deren Geheimhaltung der junge Mensch ein — von seinem Standpunkt

aus — berechtigtes Interesse hat. Fur den Fall einer unbefugten Offen-

barung sieht das Gesetz eine Strafandrohung vor.

In wenigen Fallen ergibt sich die Befugnis zur Offenbarung bereits aus
dem Gesetz selbst (z.B. aus 8§ 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII bei Kindes-
wohlgefahrdung gegeniber den hinzugezogenen Fachkraften unter
Beachtung des 8§ 64 Abs. 2a SGB VIl durch eine Anonymisierung oder
Pseudonymisierung der Sozialdaten, soweit die Aufgabenerfillung dies
zulasst).

Liegt keine gesetzliche Offenbarungsbefugnis vor, muss dem Geheim-  Schweigepflicht-
nistrdger vom jungen Menschen bzw. von einem Dritten, dessen entbindungserklarung
Geheimnisse vom jungen Menschen offenbart werden (z.B. der Eltern

bei sie betreffenden Geheimnissen), durch eine Erklarung tber die

Entbindung von der Schweigepflicht (,Schweigepflichtentbindungs-

erklarung") eine Offenbarungsbefugnis erteilt worden sein.

Sie ist eine Einwilligung in die Datenldbermittlung, so dass dieselben  Geheimnistrager
Anforderungen zu bertcksichtigen sind. Zusatzlich ist zu beachten, dass

von der Schweigepflicht nur die jeweilige Person, der das Geheimnis

anvertraut wurde (= Geheimnistrager), entbunden werden kann. Es ist

nicht mdglich, eine Stelle (Behdrde oder Institution) als solche von der

Schweigepflicht zu entbinden.

VI. Datenaustausch mit Schulen

Die Trager der Jugendberufsagentur kdnnen und sollten auch mit Datenaustausch mit
Schulen zusammenarbeiten. Sie sind ein entscheidender Partner zur Schulen
Ubergangsgestaltung und -steuerung in die Ausbildung oder den Beruf.

1. DatenlUbermittlung von den Tragern der Jugendberufsagentur
an die Schulen

Die Schulen sind keine Leistungstrager i.S.d. 8 35 SGB | oder ihnen
gleichgestellten Stellen nach 8§ 69 Abs. 2 SGB X, so dass die oben dar-
gestellten gesetzlichen Ubermittlungsbefugnisse grundsatzlich nicht
einschlagig sind. Fur eine Datenlbermittlung ist in der Regel eine wirk-
same Einwilligungserklarung des jungen Menschen erforderlich.
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Fur die Einwilligungserklarung sind die unter IV. (Seite 8 ff.) genannten
Voraussetzungen zu beachten.

2. DatenUbermittlung von den Schulen an die Trager der
Jugendberufsagentur

Die Frage nach der Befugnis zur Datenlbermittlung von den Schulen an
die Trager ist nach dem jeweiligen Landesrecht zu beurteilen.

VIl. Datenaustausch mit weiteren Dritten

(z.B. freie Trager der Jugendhilfe, Schuldnerberatung, Kammern)

Mit welchen weiteren Akteuren/Einrichtungen kann zur Beschaf-
fung der fur eine rechtskreistibergreifende Kooperation erforder-
lichen Daten zusammen gearbeitet werden?

Fur eine rechtskreisiibergreifende Kooperation kdnnen die Trager der
Jugendberufsagentur auch mit anderen Akteuren, die keine Leistungs-
trager i.S.d. 8 35 SGB | oder ihnen gleichgestellte Stellen nach 8§ 69
Abs. 2 SGB X sind, zusammenarbeiten. In Betracht kommen als
wichtige Partner am Ubergang in die Berufsausbildung oder den Berufs-
einstieg die zustandigen Stellen nach dem Berufsbildungsgesetz und
der Handwerksordnung, die freien Trager der Jugendhilfe, Sucht- und
Schuldnerberatung etc..

Soweit nach den Vorschriften des Sozialgesetzbuchs eine Ubermittlung
an Dritte nicht zulassig ist (Beispiel: Ubermittlung an beauftragte Dritte
nach § 50 Abs. 1 SGB Il oder § 395 SGB Il zulassig), erfordert ein
Datenaustausch unter den Beteiligten immer eine wirksame Einwilli-
gungserklarung des jungen Menschen. Es sind die unter IV. (Seite 8 ff.)
genannten Voraussetzungen fiur die Einwilligung durch den jungen
Menschen zu beachten.

Datenaustausch mit
weiteren Dritten
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Anhang und Anlagenubersicht

1. Allgemeine Regelungen zur Datensicherheit

Gemall § 78a SGB X sind die erforderlichen technischen und organisatorischen
MalRnahmen einschliel3lich der Dienstanweisungen zum Schutz des Sozialgeheim-
nisses zu treffen. Die in jeder Behoérde allgemein geltenden Sicherheitsbestimmungen
und Sicherheitsvereinbarungen zur Datenverarbeitung und -nutzung sowie Aufbe-
wahrungsvorschriften sind auch fur den Datenaustausch unter den beteiligten Akteuren
der Jugendberufsagenturen zu beachten. Es bleibt bei der Verantwortlichkeit jeder
einzelnen Stelle fir die Datensicherheit. Gleiches gilt fir den von jedem Arbeitgeber
und Dienstherrn zu beachtenden Beschéftigtendatenschutz.

2. Landerspezifische Regelungen fur eine Datentibermittlung durch die Schulen

Schulen sind nicht als Leistungstrager in 8 35 SGB | genannt und unterfallen damit
nicht dem Regelungsbereich des SGB X. Ausfihrungen zur Zusammenarbeit mit den
Schulen finden sich unter VI.

3. Kurzibersichten zur Zulassigkeit der Datentibermittlung - Anlagen 3.1 bis 3.6

In den Kurziibersichten werden fir die Praktiker einzelne Beispiele flr mdgliche
Datenuibermittiungen und die Voraussetzungen hierfir dargestellt. Es handelt sich
nicht um einen Katalog von Daten, die im Hinblick auf mogliche spéatere Uber-
mittlungen generell zu erheben sind. Es istimmer auf eine datenschutzrechtlich sichere
Datenuibermittlung zwischen den Leistungstragern zu achten. Teilweise finden die
Ubermittlungen durch ein gemeinsam verwendetes Fachverfahren (wie VerBIS) statt.
Wichtig ist, dass immer ein Zusammenhang mit der vom Leistungstrager zu erfillenden
gesetzlichen Aufgabe besteht.

Beigefiigt sind Ubersichten fur folgende mogliche Datentibermittlungen:
e 3.1 Agentur fur Arbeit an das Jobcenter
e 3.2 Agentur fur Arbeit an das Jugendamt
e 3.3 Jobcenter an die Agentur fur Arbeit
e 3.4 Jobcenter an das Jugendamt
e 3.5 Jugendamt an das Jobcenter
e 3.6 Jugendamt an die Agentur flr Arbeit.

4. Muster Einwilligungserklarung - Anlagen 4.1 bis 4.3
Es wird empfohlen, die in der Anlage beigefligten Muster - gegebenenfalls in Abstim-
mung mit dem zustdndigen Landesdatenschutzbeauftragten - zu konkretisieren, um

gegebenenfalls landesrechtliche Besonderheiten zu bericksichtigen. Im konkreten
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Einzelfall ist eine individuelle Anpassung durch Auswahl der Datenempfanger, der zu

UbermitteInden Daten sowie des Zwecks der Datenibermittlung erforderlich.

Bei der Schweigepflichtentbindungserklarung ist darauf zu achten, dass nicht eine

Institution als solche von der Schweigepflicht entbunden werden kann, sondern immer

nur eine konkrete Person in der jeweiligen Institution.

Angeflgt sind Muster fur Einwilligungserklarungen fir eine Datentibermittlung durch:

o 4.1 Partner der Jugendberufsagentur untereinander

o 4.2 Partner der Jugendberufsagentur mit Dritten

o 4.3 Geheimnistrager (Schweigepflichtentbindung).

5. Hinweisblatt - Anlage 5

6. Gesetzliche Grundlagen - Anlage 6

SGB I: 88 35 und 36

SGB VIII: 88 62, 64 und 65

SGB X: 88 67, 67a, 67b, 67d, 69, 76 und 78a
StGB: § 203
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Anlage 3.1 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele moglicher Datentibermittlung von der Agentur fur Arbeit an das Jobcenter
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben der AA oder des JC haben!)
Ifd. . L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
NI Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage
1 Zustandigkeit Ortliche Zustandigkeit fiir den jungen nein 8§ 50 Abs. 1 SGB I
der Agentur fir Arbeit Menschen, Bestatigung der Meldung
des jungen Menschen
2 Personendaten Name, Geburtsdatum, Geschlecht, nein 850 Abs. 1 SGB I
Staatsangehdrigkeit, Geburtsort, Anschrift,
Amtsvormund
Freiwillige Angabe: ja 8§ 67b SGB X
Telefonnummer, E-Mail-Adresse
3 | Aufenthaltsstatus Aufenthaltstitel, AZR-Nr./ AKN-Nr. oder leistungsrechtlich relevant nein § 50 Abs. 1 SGB I
BUMA (nicht bei EU-Biirgern)
4 Betreuung eingerichtet Umfang, gerichtlich bestellte Betreuung Muss ggf. bekannt sein, da der nein 8§ 50 Abs. 1 SGB Il
Betreuer im Rahmen des durch die
Betreuung Ubertragenen Aufgaben-
kreises Ansprechpartner/
Empfanger von Bescheiden usw.
ist.
5 | Familienstand o verheiratet, ledig leistungsrechtlich relevant, nein § 50 Abs. 1 SGB I
getrennt lebend, Mitglied einer BG, Betreuung des Kindes muss
Kind(er) sichergestellt sein
e alleinerziehend
6 Lebensumstande Freiwillige Angabe: erklaren ggf. negative ja § 67b SGB X
neue Lebenssituation, besondere Ereignisse/Entwicklungen;
Ereignisse in der Familie (Sterbefélle, kann ggf. hilfreich sein fir AV (keine
schwere Erkrankungen Angehdériger/ Kassierertatigkeit)
engster Freunde), Schulden, ...






Anlage 3.1 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele moglicher Datentibermittlung von der Agentur fur Arbeit an das Jobcenter
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben der AA oder des JC haben!)

Einschrankungen, Behinderungen

- nur Ubermittlung des Leistungsbildes
ohne Diagnosen (Gutachten Teil B), an
anderen Arztlichen Dienst vollstandige
Ubermittlung zulassig

schriftlich aufgeklart wurde,
anderenfalls Einwilligung
erforderlich)

Ifd. . L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
NI Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage
7 Gesundheitliche Aspekte im Fachgutachten der BA arztlich Angabe vermittlungsrelevant, nein § 69 Abs. 1 Nr. 1, 3.
festgestellte Suchtproblematik (Alkohol, Vermeidung von Doppelunter- (wenn der junge Mensch uber Alt.i. V. m. 8 76 Abs.
BTM, Spielsucht, Magersucht usw.), suchungen (§ 96 SGB X) sein Widerspruchsrecht 2 SGB X

(Alg, BAB, etc.)

Ereiwillige Angabe: Angabe hat Bezug zur Aufgaben- ja § 67b SGB X
Suchtproblematik, z. B. Alkohol, BTM, erledigung oder ist vermittlungs-
Spielsucht, Magersucht, Lernbeein- relevant, weil wichtig z. B. fiir Reha-
trachtigung (LRS, Dyskalkulie) /TherapiemalRnahme, vor/bei
Ausbildung oder bei Auswabhl
geeigneter Ausbildungs-berufe.
8 Wohnsituation eigene Wohnung, betreutes Wohnen, gesicherte Wohnsituation muss nein 8§ 50 Abs. 1 SGB Il
Mutter-Kind-Einrichtung, obdachlos vorliegen
mit/ohne Unterkunft
Freiwillige Angabe: ja 8§ 67b SGB X
héusliches Wohnumfeld
(Lernbedingungen)
9 Leistungsbezug, Leistungsbezug ja/nein, Beginn/Dauer des | Beachtung Leistungsausschluss, nein § 50 Abs. 1 SGB I
Leistungsumfang Anspruchs, Leistungshéhe, Sanktionen Anrechnung von Einkommen






Anlage 3.1 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele moglicher Datentibermittlung von der Agentur fur Arbeit an das Jobcenter
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben der AA oder des JC haben!)
Ifd. . L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
NI Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage
10 | Schule Schulbesuch, erforderliche Daten aus dem | Schulabschluss ist relevant, nein 8§ 50 Abs. 1 SGB I
Lebenslauf (Anzahl der besuchten Erflllung der Schulpflicht
Schuljahre, erreichter bzw. angestrebter
Schulabschluss), Schulverweis
Freiwillige Angabe: ja 8§ 67b SGB X
festgestellte Verhaltensauffalligkeiten
durch Gutachten (z. B. festgestellte
Lernbehinderung)
11 | Kenntnisse, Fertigkeiten, Kompetenzen (Qualifikationen), vermittlungsrelevant, insbesondere nein § 50 Abs. 1 SGB I
Vermittlung Neigungen, Wohnheimplatz, Fuhrerschein, | Qualifikationen sind wichtig
Mobilitat, Sprachkenntnisse, Schulnoten;
Jugend-/Haftstrafe/Delikt, sofern Angabe
fur den Zielberuf relevant
Ereiwillige Angabe: kann ggf. hilfreich sein fur ja 8§ 67b SGB X
Jugend-/Haftstrafen, Delikt - sofern Angabe | Eignungsfeststellung fur
fur den Zielberuf nicht unmittelbar relevant, | Zielberuf/Vermittlung
Ifd. Bewahrung/Bewahrungshilfe,
Ableistung Sozialstunden
12 | Beruflicher Werdegang Ausbildung ja/nein, Ausbildungsberuf, Beendigung des Arbeitsverhéltnis- nein § 50 Abs. 1 SGB I
Ausbildungsjahr, Arbeitsverhaltnis, ses ist wichtig insbesondere vor
Teilnahme an MaRnahmen, erforderliche dem Hintergrund mdoglicher
Daten aus dem Lebenslauf (VerBIS) Sanktionen; abgebrochene
Ausbildung vor dem Hintergrund
bereits erlangter praktischer
Erfahrungen relevant
Freiwillige Angabe: Bei jungen Menschen ist der Grund ja § 67b SGB X
Hintergrinde fur Ausbildungsabbruch fur den Abbruch fir weitere Planung
oder Beendigung von Arbeitsverhéltnis von Bedeutung.






Anlage 3.1 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele moglicher Datentibermittlung von der Agentur fur Arbeit an das Jobcenter
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben der AA oder des JC haben!)

oder psychologischen Dienst nach § 32
SGB Il

Ifd. . L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
NI Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage
13 | Zusammenarbeit mit Kontaktdichte, Eigeninitiative, Mitarbeit nein 8§ 50 Abs. 1 SGB I
jungem Menschen des jungen Menschen (Teilnahme an
MaRRnahmen etc.)
14 | Eingliederungs- vereinbarte Schritte, Perspektive (nur zur Abstimmung mit den Planungen nein 8§ 50 Abs. 1 SGB Il
vereinbarung relevante Teile der Eingliederungs- der anderen Trager erforderlich
vereinbarung)
15 | Eignungsfeststellungen Beratungsergebnis des Berufsberaters, Grundlage der Vermittlungsarbeit nein § 50 Abs. 1 SGB I
Vormerkung fur Ausbildungsberufe zur
Vermittlung
Eignungsfeststellung durch den arztlichen ja § 67b SGB X






Anlage 3.2 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele moglicher Datentubermittlung von der Agentur fur Arbeit an das Jugendamt
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben der AA oder des Jugendamtes haben!)
Ifd. . L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
NI Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage
1 Zustandigkeit Ortliche Zustandigkeit fiir den jungen nein 8§69 Abs. 1 Nr. 1,
der Agentur fir Arbeit Menschen 3. Alt. SGB X

2 Personendaten Name, Geburtsdatum, Geschlecht, nein 8 69 Abs. 1 Nr. 1,
Staatsangehdorigkeit, Geburtsort, Anschrift 3. Alt. SGB X
Freiwillige Angabe: ja 8§ 67b SGB X
Telefonnummer, E-Mail-Adresse

3 | Aufenthaltsstatus Aufenthaltstitel, AZR-Nr./ AKN-Nr. oder leistungsrechtlich relevant nein § 69 Abs. 1 Nr. 1,
BUMA (nicht bei EU-Biirgern) 3. Alt. SGB X

4 Betreuung eingerichtet Umfang, gerichtlich bestellte Betreuung Muss ggf. bekannt sein, da der nein § 69 Abs. 1 Nr. 1,

Betreuer im Rahmen des durch die 3. Alt. SGB X
Betreuung Ubertragenen Aufgaben-

kreises Ansprechpartner/

Empfanger von Bescheiden usw.

ist.

5 Familienstand e verheiratet, ledig Betreuung des Kindes muss nein 8§69 Abs. 1 Nr. 1,
e getrennt lebend, Kind(er) sichergestellt sein. 3. Alt. SGB X
e alleinerziehend

6 Lebensumstéande Freiwillige Angabe: ja 8§ 67b SGB X
neue Lebenssituation, besondere
Ereignisse in der Familie (Sterbefélle,
schwere Erkrankungen Angehdériger/
engster Freunde), Schulden, ...

7 Kindeswohlgeféahrdung entsprechende Aussagen des jungen Schutz des jungen Menschen nein § 69 Abs. 1 Nr. 1,
Menschen oder Begleitung, deutliche 3. Alt. SGB X
optische Hinweise
- im Zweifelsfall Klarung in anonymisierter
Fallbesprechung mit dem Jugendamt






Anlage 3.2 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele méglicher Datentibermittlung von der Agentur fur Arbeit an das Jugendamt

(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben der AA oder des Jugendamtes haben!)

Ifd. . L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich

NI Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage

8 Gesundheitliche Aspekte im Fachgutachten der BA arztlich Kenntnis der Problemlage ist nein § 69 Abs. 1 Nr. 1,
festgestellte Suchtproblematik (Alkohol, vielfach Voraussetzung fur die (wenn der junge Mensch uber 3.Alti.V.m. 8§76
BTM, Spielsucht, Magersucht usw.), richtige Hilfe, Vermeidung von sein Widerspruchsrecht SGB X
Einschrankungen, Behinderungen - nur Doppeluntersuchungen schriftlich aufgeklart wurde,

Ubermittlung des Leistungsbildes ohne (8 96 SGB X) anderenfalls Einwilligung

Diagnosen (Gutachten Teil B), an anderen erforderlich)

Avrztlichen Dienst vollstandige Ubermittlung

zuléssig

Ereiwillige Angabe: Angabe hat Bezug zur Aufgaben- ja § 67b SGB X
Suchtproblematik, z. B. Alkohol, BTM, erledigung oder ist erforderlich fir

Spielsucht, Magersucht Aufgaben der Jugendhilfe.

9 Wohnsituation eigene Wohnung, betreutes Wohnen, Gesicherte Wohnsituation muss nein 8§69 Abs. 1 Nr. 1,
Mutter-Kind-Einrichtung, obdachlos vorliegen. 3. Alt. SGB X
mit/ohne Unterkunft
Freiwillige Angabe: Gesicherte Wohnsituation muss ja 8§ 67b SGB X
h&usliches Wohnumfeld, Vermdillung, vorliegen.
sonstige Problemfélle

10 | Leistungsbezug Leistungsbezug ja/nein, Beginn/Dauer ggf. Férdervoraussetzung; nein § 69 Abs. 1 Nr. 1,

(Alg, Alg II,BAB) des Anspruchs Ubermittlung erforderlich fur 3. Alt. SGB X
Abgleich der Tragerleistungen

11 | Schule Schulbesuch, erforderliche Daten aus dem | unterstiitzende Aktivitaten des nein § 69 Abs. 1 Nr. 1,
Lebenslauf (Anzahl der besuchten Jugendamtes mdglich 3. Alt. SGB X
Schuljahre, erreichter bzw. angestrebter
Schulabschluss), Schulverweis
Freiwillige Angabe: unterstitzende Aktivitaten des ja 8§ 67b SGB X
festgestellte Verhaltensauffalligkeiten Jugendamtes mdglich
durch Gutachten (z. B. festgestellte
Lernbehinderung)






Anlage 3.2 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele méglicher Datentibermittlung von der Agentur fur Arbeit an das Jugendamt
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben der AA oder des Jugendamtes haben!)
Ifd. . L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
NI Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage
12 | Kenntnisse, Fertigkeiten, Kompetenzen (Qualifikationen), Grundlagenwissen flr die nein § 69 Abs. 1 Nr. 1,
Vermittlung Neigungen, Fithrerschein, Mobilitat, Beratungstatigkeit 3. Alt. SGB X
Sprachkenntnisse
Freiwillige Angabe: ja 8§ 67b SGB X
Jugend-/Haftstrafen, Delikt, Ifd.
Bewahrung/Bewahrungshilfe, Ableistung
Sozialstunden
13 | Beruflicher Werdegang Ausbildung ja/nein, Ausbildungsberuf, Grundlagenwissen fir die nein 8§69 Abs. 1 Nr. 1,
Ausbildungsjahr, Arbeitsverhaltnis, Beratungstatigkeit 3. Alt. SGB X
Teilnahme an MalRnahmen, erforderliche
Daten aus dem Lebenslauf
Freiwillige Angabe: Bei jungen Menschen ist der Grund ja § 67b SGB X
Hintergriinde fir Ausbildungsabbruch fur den Abbruch fir weitere Planung
oder Beendigung von Arbeitsverhéltnis von Bedeutung.
14 | Zusammenarbeit mit Kontaktdichte, Eigeninitiative, Mitarbeit Fir passgenaue unterstiitzende nein 8 69 Abs. 1 Nr. 1,
jungem Menschen des jungen Menschen (Teilnahme an MaRBnahmen der Jugendhilfe 3. Alt. SGB X
MaRnahmen etc.)
15 | Eingliederungs- vereinbarte Schritte, Perspektive (nur Abstimmung mit Hilfeplanung / nein § 69 Abs. 1 Nr. 1,
vereinbarung relevante Teile der individuellem Fdrderplan 3. Alt. SGB X
Eingliederungsvereinbarung)






Anlage 3.3 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele moglicher Datenubermittlung vom Jobcenter an die Agentur fur Arbeit
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben des JC oder der AA haben!)
Ifd. . L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
Nr Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage
1 Zustandigkeit Ortliche Zustandigkeit fiir den jungen nein 8§ 50 Abs. 1 SGB I
des Jobcenters Menschen, Bestatigung der Meldung
des jungen Menschen
2 Personendaten Name, Geburtsdatum, Geschlecht, nein 850 Abs. 1 SGB I
Staatsangehdrigkeit, Geburtsort, Anschrift,
Amtsvormund
Freiwillige Angabe: ja 8§ 67b SGB X
Telefonnummer, E-Mail-Adresse
3 | Aufenthaltsstatus Aufenthaltstitel, AZR-Nr./ AKN-Nr. oder leistungsrechtlich relevant nein § 50 Abs. 1 SGB I
BUMA (nicht bei EU-Biirgern)
4 Betreuung eingerichtet Umfang, gerichtlich bestellte Betreuung Muss ggf. bekannt sein, da der nein 8§ 50 Abs. 1 SGB Il
Betreuer im Rahmen des durch die
Betreuung Ubertragenen Aufgaben-
kreises Ansprechpartner/
Empfanger von Bescheiden usw.
ist.
5 | Familienstand o verheiratet, ledig Betreuung des Kindes muss nein § 50 Abs. 1 SGB I
getrennt lebend, Mitglied einer BG, sichergestellt sein.
Kind(er)
e alleinerziehend
6 Lebensumstande Freiwillige Angabe: erklaren ggf. negative Ereignisse/ ja § 67b SGB X
neue Lebenssituation, besondere Entwicklungen; kann ggf. hilfreich
Ereignisse in der Familie (Sterbefélle, sein fur Vermittlung (keine
schwere Erkrankungen Angehdériger/ Kassierertatigkeit)
engster Freunde), Schulden, ...






Anlage 3.3 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele moglicher Datenubermittlung vom Jobcenter an die Agentur fur Arbeit
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben des JC oder der AA haben!)
Ifd. . L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
Nr Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage
7 Gesundheitliche Aspekte MaRRnahmen nach § 16a SGB II, Angabe vermittlungsrelevant, nein § 69 Abs. 1 Nr. 1,
Behinderungen, festgestellte Einschrén- Vermeidung von Doppelunter- (wenn der junge Mensch uber 3.Alti.V.m. 8§76
kung/en nach einem vom Leistungstrager suchungen (8 96 SGB X) sein Widerspruchsrecht Abs. 2 SGB X
beauftragten Gutachten (Drogen-/ Sucht- schriftlich aufgeklart wurde,
problematik wie Alkohol, BTM, Spielsucht, anderenfalls Einwilligung
Magersucht usw.) erforderlich)
- nur Ubermittlung des Leistungsbildes
ohne Diagnosen, an anderen Arztlichen
Dienst vollstandige Ubermittlung zulassig
Ereiwillige Angabe: Angabe hat Bezug zur Aufgaben- ja 8§ 67b SGB X
Suchtproblematik, z. B. Alkohol, BTM, erledigung oder ist vermittlungs-
Spielsucht, Magersucht, Lernbeein- relevant, weil wichtig z.B. fir Reha-/
trachtigung (LRS, Dyskalkulie) Therapiemalnahme, vor/bei
Ausbildung oder bei Auswahl
geeigneter Ausbildungsberufe.
8 Wohnsituation eigene Wohnung, betreutes Wohnen, Gesicherte Wohnsituation sollte fiir nein 8§ 50 Abs. 1 SGB I
Mutter-Kind-Einrichtung, obdachlos Ausbildungsvermittlung vorliegen.
mit/ohne Unterkunft
Freiwillige Angabe: ja 8§ 67b SGB X
hausliches Wohnumfeld
(Lernbedingungen)
9 Leistungsbezug, Leistungsbezug ja/nein, Beginn/Dauer des | fur Malnahmeplanung / Vermittlung nein 8§ 50 Abs. 1 SGB Il
Leistungsumfang Anspruchs, Leistungshoéhe, ggf. erforderlich
(Alg Il, etc.) Sanktionen






Anlage 3.3 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele moglicher Datenibermittlung vom Jobcenter an die Agentur fur Arbeit
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben des JC oder der AA haben!)
Ifd. . L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
Nr Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage
10 | Schule Schulbesuch, erforderliche Daten aus dem | Schulabschluss ist relevant, nein 8§ 50 Abs. 1 SGB I
Lebenslauf (Anzahl der besuchten Schul- Erflllung der Schulpflicht
jahre, erreichter bzw. angestrebter Schul-
abschluss), Schulverweis
Freiwillige Angabe: ja 8§ 67b SGB X
festgestellte Verhaltensauffalligkeiten
durch Gutachten (z. B. festgestellte
Lernbehinderung)
11 | Kenntnisse, Fertigkeiten, Kompetenzen (Qualifikationen), Vermittlungsrelevanz, insbesondere nein § 50 Abs. 1 SGB I
Vermittlung Neigungen, Schulnoten, Wohnheimplatz, Qualifikationen sind wichtig
Fihrerschein, Sprachkenntnisse;
Jugend-/Haftstrafe/Delikt, sofern Angabe
fur den Zielberuf relevant
Ereiwillige Angabe: kann ggf. hilfreich sein fur ja 8§ 67b SGB X
Jugend-/Haftstrafe/Delikt - sofern Angabe Eignungsfeststellung fiir
fur den Zielberuf nicht unmittelbar relevant | Zielberuf/Vermittlung
Ifd. Bewahrung/Bewahrungshilfe,
Ableistung Sozialstunden
12 | Beruflicher Werdegang Ausbildung ja/nein, Ausbildungsberuf, abgebrochene Ausbildung vor dem nein 8§ 50 Abs. 1 SGB Il
Ausbildungsjahr, Arbeitsverhaltnis, Hintergrund bereits erlangter
Teilnahme an MaRnahmen, erforderliche praktischer Erfahrungen relevant
Daten aus dem Lebenslauf
Ereiwillige Angabe: Bei jungen Menschen ist der Grund ja § 67b SGB X
Hintergriinde fur Ausbildungsabbruch oder | fir den Abbruch fir weitere Planung
Beendigung von Arbeitsverhaltnis von Bedeutung






Anlage 3.3 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele moglicher Datenibermittlung vom Jobcenter an die Agentur fur Arbeit
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben des JC oder der AA haben!)

oder psychologischen Dienst nach § 32
SGB I

Ifd. . L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
Nr Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage
13 | Zusammenarbeit mit Kontaktdichte, Eigeninitiative, Mitarbeit fir passgenaue unterstiitzende nein § 50 Abs. 1 SGB I
jungem Menschen des jungen Menschen (Teilnahme an MalRnahmen
MaRRnahmen etc.)
14 | Eingliederungs- vereinbarte Schritte, Perspektive (nur nur vermittlungsrelevant, wenn nein § 50 Abs. 1 SGB I
vereinbarung relevante Teile der Eingliederungs- Ubertragen auf AA
vereinbarung)
15 | Eignhungsfeststellungen Ergebnisse Vermeidung doppelter MaBnahmen nein § 50 Abs. 1 SGB I
bei zeitlicher Néhe
Eignungsfeststellung durch den éarztlichen ja § 67b SGB X






Anlage 3.4 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele méglicher Datentibermittlung vom Jobcenter an das Jugendamt
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben des JC oder des Jugendamtes haben!)
. L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
IIIIC: Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage
1 Zustandigkeit Ortliche Zustandigkeit fiir den jungen nein 8§69 Abs. 1 Nr. 1,
des Jobcenters Menschen, Bestatigung der Meldung des 3. Alt. SGB X
jungen Menschen
2 Personendaten Name, Geburtsdatum, Geschlecht, nein 8 69 Abs. 1 Nr. 1,
Staatsangehdrigkeit, Geburtsort, Anschrift 3. Alt. SGB X
Freiwillige Angabe: ja 8§ 67b SGB X
Telefonnummer, E-Mail-Adresse
3 | Aufenthaltsstatus Aufenthaltstitel, AZR-Nr./ AKN-Nr. oder leistungsrechtlich relevant nein § 69 Abs. 1 Nr. 1,
BUMA (nicht bei EU-Biirgern) 3. Alt. SGB X
4 Betreuung eingerichtet Umfang, gerichtlich bestellte Betreuung Muss bekannt sein, da der Betreuer nein 8§69 Abs. 1 Nr. 1,
im Rahmen des durch die 3. Alt. SGB X
Betreuung Ubertragenen Aufgaben-
kreises Ansprechpartner/
Empfanger von Bescheiden usw.
ist.
5 Familienstand e verheiratet, ledig Betreuung des Kindes muss nein 8§69 Abs. 1 Nr. 1,
e getrennt lebend, Kind(er) sichergestellt sein. 3. Alt. SGB X
e alleinerziehend
6 Lebensumstande Freiwillige Angabe: ja 8§ 67b SGB X
neue Lebenssituation, besondere
Ereignisse in der Familie (Sterbefélle,
schwere Erkrankungen Angehériger/
engster Freunde), Schulden, ...






Anlage 3.4 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele moglicher Datentubermittlung vom Jobcenter an das Jugendamt
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben des JC oder des Jugendamtes haben!)
. L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
IIIIC: Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage

7 Kindeswohlgeféahrdung entsprechende Aussagen des jungen Schutz des jungen Menschen nein § 69 Abs. 1 Nr. 1,
Menschen oder Begleitung, deutliche 3. Alt. SGB X
optische Hinweise
- im Zweifelsfall Klarung in anonymisierter
Fallbesprechung mit dem Jugendamt

8 Gesundheitliche Aspekte MaRnahmen nach § 16a SGB I, Kenntnis der Problemlage ist nein 8§ 69 Abs. 1 Nr. 1,
Behinderungen, festgestellte vielfach Voraussetzung fiir die (wenn der junge Mensch Uber 3.Alti.V.m. 8§76
Einschrankung/en nach einem vom richtige Hilfe, Vermeidung von sein Widerspruchsrecht Abs. 2 SGB X
Leistungstrager beauftragten Gutachten Doppeluntersuchungen schriftlich aufgeklart wurde,
(Drogen-/Suchtproblematik wie Alkohol, (8 96 SGB X) anderenfalls Einwilligung
BTM, Spielsucht, Magersucht usw.) erforderlich)

- nur Ubermittlung des Leistungsbildes

ohne Diagnosen, an anderen Arztlichen

Dienst vollstandige Ubermittlung zulassig

Ereiwillige Angabe: Angabe hat Bezug zur Aufgaben- ja 8§ 67b SGB X
Suchtproblematik, z. B. Alkohol, BTM, erledigung oder ist erforderlich fir

Spielsucht, Magersucht Aufgaben der Jugendhilfe.

9 | Wohnsituation eigene Wohnung, betreutes Wohnen, z.B. bei Beeintrachtigung der nein § 69 Abs. 1 Nr. 1,
Mutter-Kind-Einrichtung, obdachlos Lernbedingungen, ggf. bei 3. Alt. SGB X
mit/ohne Unterkunft, Bewilligung eigener Ersuchen um Stellungnahme zur
Wohnung (bis 18 Jahre) Notwendigkeit einer eigenen

Wohnung
Freiwillige Angabe: Gesicherte Wohnsituation muss ja 8§ 67b SGB X
hausliches Wohnumfeld, Vermillung, vorliegen.
sonstige Problemfalle
10 | Leistungsbezug Leistungsbezug ja/nein, Beginn/Dauer ggof. Férdervoraussetzung; nein 8§69 Abs. 1 Nr. 1,
(Alg, Alg II) des Anspruchs, ggf. Sanktionen Ubermittlung erforderlich fiir 3. Alt. SGB X
Abgleich der Tragerleistungen






Anlage 3.4 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele moglicher Datentbermittlung vom Jobcenter an das Jugendamt
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben des JC oder des Jugendamtes haben!)
. L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
II{IC: Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage
11 | Finanzielle Situation MaRRnahmen nach § 16a SGB Il (ohne relevant fur Hilfe zur nein § 69 Abs. 1 Nr. 1,
Beratungsinhalte) Verselbstandigung 3. Alt. SGB X
12 | Schule Schulbesuch, erforderliche Daten aus dem | unterstitzende Aktivitaten nein 8§ 69 Abs. 1 Nr. 1,
Lebenslauf (Anzahl der besuchten Schul- des Jugendamtes méglich 3. Alt. SGB X
jahre, erreichter bzw. angestrebter Schul-
abschluss), Schulverweis
Freiwillige Angabe: unterstitzende Aktivitaten ja 8§ 67b SGB X
festgestellte Verhaltensauffalligkeiten des Jugendamtes méglich
durch Gutachten (z. B. festgestellte
Lernbehinderung)
13 | Kenntnisse, Fertigkeiten, Kompetenzen (Qualifikationen), Grundlagenwissen fur die nein § 69 Abs. 1 Nr. 1,
Vermittlung Neigungen, Wohnheimplatz Beratungstatigkeit 3. Alt. SGB X
Freiwillige Angabe: ja 8§ 67b SGB X
Jugend-/Haftstrafen, Delikt, Ifd.
Bewahrung/Bewahrungshilfe, Ableistung
Sozialstunden
14 | Beruflicher Werdegang Ausbildung ja/nein, Ausbildungsberuf, nein 8 69 Abs. 1 Nr. 1,
Ausbildungsjahr, Arbeitsverhaltnis, 3. Alt. SGB X
Teilnahme an MaRnahmen, erforderliche
Daten aus dem Lebenslauf
Ereiwillige Angabe: Bei jungen Menschen ist der Grund ja § 67b SGB X
Hintergriinde fur Ausbildungsabbruch oder | fir den Abbruch fur weitere Planung
Beendigung von Arbeitsverhaltnis von Bedeutung.






Anlage 3.4 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele méglicher Datentibermittlung vom Jobcenter an das Jugendamt
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben des JC oder des Jugendamtes haben!)

Ifd.
Nr.

Themenbereich

Beispiele von Daten

Erlauterung zum Grund
der Datenubermittlung

Einwilligung erforderlich
ja/nein

Rechtsgrundlage

15

Zusammenarbeit mit
jungem Menschen

Kontaktdichte, Eigeninitiative, Mitarbeit
des jungen Menschen (Teilnahme an
MaRRnahmen etc.)

fur passgenaue unterstiitzende
MaRnahmen der Jugendhilfe

nein

§ 69 Abs. 1 Nr. 1,
3. Alt. SGB X

16

Eingliederungs-
vereinbarung

vereinbarte Schritte, Perspektive (nur
relevante Teile der Eingliederungs-
vereinbarung)

zur Abstimmung mit dem Hilfeplan/
individuellem Fdrderplan

nein

§ 69 Abs. 1 Nr. 1,
3. Alt. SGB X






Anlage 3.5 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele méglicher Datentibermittlung vom Jugendamt (als Sozialleistungstrager)' an das Jobcenter
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben des Jugendamtes oder JC haben!)
Hinweis: Aufgrund der besonderen Schutzbedurftigkeit ist in jedem Einzelfall zu prifen, ob eine Datenweitergabe an andere Behdrden i.S.d. § 35 SGB | zulassig ist.
Bestehen Zweifel an der Zulassigkeit der Datentubermittlung, sollte eine Einwilligung eingeholt werden.
Die Zulassigkeit einer Datenibermittlung nach § 64 Abs. 2 SGB VIII i.V.m. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X liegt vor, sofern dadurch ,der Erfolg einer zu gewéahrenden Leistung nicht in
Frage gestellt wird“. Sozialdaten, die in einer erzieherischen Hilfe anvertraut worden sind, kdnnen nur im Kontext einer Kindeswohlgeféahrdung oder bei rechtfertigendem Notstand
rechtmafig ohne Einwilligung ubermittelt werden (§ 65 Abs. 1 SGB VIII); auch allgemeine Angaben zu Person und Lebensumstanden oder der Umstand, dass Kontakt zum
Jugendamt besteht, kénnen im Einzelfall anvertraut sein. Dies ist bei jeder beabsichtigten Datenlibermittlung vom Jugendamt an andere Amter vorab zu prifen.
Ji Themenbereich Beispiele von Daten Erlauterun_g zum'Grund Emehggng grforderllch Rechtsgrundlage
Nr. der Datenubermittlung ja/nein
1 Zustandigkeit Ortliche Zustandigkeit fiir den jungen nein § 64 Abs. 2 SGB VIII
des Jugendamtes Menschen; Bestatigung der Meldung (Hinweis s.0.) i.V.m. 8 69 Abs. 1
des jungen Menschen Nr. 1, 3. Alt. SGB X
2 Personendaten Name, Geburtsdatum, Geschlecht, nein 8 64 Abs. 2 SGB VI
Staatsangehdrigkeit, Geburtsort, Anschrift, (Hinweis s.0.) i.V.m. 8 69 Abs. 1
Amtsvormund Nr. 1, 3. Alt. SGB X
Freiwillige Angabe: ja § 65 Abs. 1 Satz 1
Telefonnummer, E-Mail-Adresse Nr. 1 SGB VI
3 Aufenthaltsstatus Aufenthaltstitel, AZR-Nr./AKN-Nr. oder leistungsrechtlich relevant nein 8 64 Abs. 2 SGB VIII
BUMA (nicht bei EU-Biirgern) (Hinweis s.0.) i.V.m. 8 69 Abs. 1
Nr. 1, 3. Alt. SGB X
4 Betreuung eingerichtet Umfang, gerichtlich bestellte Betreuung Muss ggf. bekannt sein, da der nein 8§ 64 Abs. 2 SGB VI
Betreuer im Rahmen des durch die (Hinweis s.0.) i.V.m. § 69 Abs. 1
Betreuung Ubertragenen Aufgaben- Nr. 1, 3. Alt. SGB X
kreises Ansprechpartner/Empfanger
von Bescheiden usw. ist.
5 Familienstand e verheiratet, ledig leistungsrechtlich relevant, nein § 64 Abs. 2 SGB VIII
e getrennt lebend, Kind(er) Betreuung des Kindes muss (Hinweis s.0.) i.V.m. 8 69 Abs. 1
e alleinerziehend sichergestellt sein Nr. 1, 3. Alt. SGB X

1 nicht als Amtsvormund/Amtspfleger (oder Beistand)






Anlage 3.5 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele méglicher Datentibermittlung vom Jugendamt (als Sozialleistungstrager)' an das Jobcenter
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben des Jugendamtes oder JC haben!)

Hinweis: Aufgrund der besonderen Schutzbedurftigkeit ist in jedem Einzelfall zu prifen, ob eine Datenweitergabe an andere Behdrden i.S.d. § 35 SGB | zulassig ist.
Bestehen Zweifel an der Zulassigkeit der Datentubermittlung, sollte eine Einwilligung eingeholt werden.
Die Zulassigkeit einer Datenibermittlung nach § 64 Abs. 2 SGB VIII i.V.m. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X liegt vor, sofern dadurch ,der Erfolg einer zu gewéahrenden Leistung nicht in
Frage gestellt wird“. Sozialdaten, die in einer erzieherischen Hilfe anvertraut worden sind, kdnnen nur im Kontext einer Kindeswohlgeféahrdung oder bei rechtfertigendem Notstand
rechtmanig ohne Einwilligung ubermittelt werden (8§ 65 Abs. 1 SGB VIII); auch allgemeine Angaben zu Person und Lebensumstanden oder der Umstand, dass Kontakt zum
Jugendamt besteht, konnen im Einzelfall anvertraut sein. Dies ist bei jeder beabsichtigten Datentibermittlung vom Jugendamt an andere Amter vorab zu priifen.

Mutter-Kind-Einrichtung, obdachlos
mit/ohne Unterkunft, strebt eigene
Wohnung an wegen unzumutbarer
hauslicher Verhaltnisse

vorliegen; hat ggf. Auswirkungen
auf Hohe der Sanktionen,
Vermeidung von Riucksendungen
von Einladungsschreiben,

bei Hartefallentscheidungen

(soweit anvertraute Detail-/
Zusatzinformationen)

nein
(Hinweis s.0.)

Ji Themenbereich Beispiele von Daten Erlauterun_g zum'Grund E|nW|II|ggng grforderllch Rechtsgrundlage
Nr. der Datenubermittlung ja/nein

6 Lebensumstande Freiwillige Angabe: erklaren ggf. negative Ereignisse/ ja § 65 Abs. 1 Satz 1
neue Lebenssituation, besondere Entwicklungen; kann ggf. hilfreich Nr. 1 SGB VIII
Ereignisse in der Familie (Sterbefélle, sein fur AV (keine Kassierer-
schwere Erkrankungen Angehdoriger/ tatigkeit)
engster Freunde), Schulden, ...

7 Gesundheitliche Aspekte Stellungnahmen/Gutachten an das Erkrankungen kénnen Grund dafir nein 8§ 64 Abs. 2 SGB VI
Jugendamt z.B. nach § 35a Abs. 1a SGB sein, dass junger Mensch nicht zum (wenn der junge Mensch Uber i.V.m. § 69 Abs. 1 Nr.
VIII - ohne Diagnose Gesprach im Jobcenter erscheint. sein Widerspruchsrecht 1, 3. Alt.i.V.m. 8§ 76

schriftlich aufgeklart wurde, SGB X
anderenfalls Einwilligung
erforderlich)
(Hinweis s.0.)

Freiwillige Angabe: Erkrankungen kénnen Grund dafir ja § 65 Abs. 1 Satz 1
Suchtproblematik, z. B. Alkohol, BTM, sein, dass junger Mensch nicht zum Nr. 1 SGB VII
Spielsucht, Magersucht, verlasst die Gesprach im Jobcenter erscheint.
Wohnung nicht allein, Borderline-
Erkrankung etc.

8 | Wohnsituation eigene Wohnung, betreutes Wohnen, gesicherte Wohnsituation muss ja §65Abs. 1Satz 1

Nr. 1 SGB VIl

8§ 64 Abs. 2 SGB VIII
i.V.m. 8 69 Abs. 1 Nr.
1, 3. Alt. SGB X






Anlage 3.5 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele méglicher Datentibermittlung vom Jugendamt (als Sozialleistungstrager)' an das Jobcenter
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben des Jugendamtes oder JC haben!)

Hinweis: Aufgrund der besonderen Schutzbedurftigkeit ist in jedem Einzelfall zu prifen, ob eine Datenweitergabe an andere Behdrden i.S.d. § 35 SGB | zulassig ist.
Bestehen Zweifel an der Zulassigkeit der Datentubermittlung, sollte eine Einwilligung eingeholt werden.
Die Zulassigkeit einer Datenibermittlung nach § 64 Abs. 2 SGB VIII i.V.m. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X liegt vor, sofern dadurch ,der Erfolg einer zu gewéahrenden Leistung nicht in
Frage gestellt wird“. Sozialdaten, die in einer erzieherischen Hilfe anvertraut worden sind, kdnnen nur im Kontext einer Kindeswohlgeféahrdung oder bei rechtfertigendem Notstand
rechtmanig ohne Einwilligung ubermittelt werden (8§ 65 Abs. 1 SGB VIII); auch allgemeine Angaben zu Person und Lebensumstanden oder der Umstand, dass Kontakt zum
Jugendamt besteht, konnen im Einzelfall anvertraut sein. Dies ist bei jeder beabsichtigten Datentibermittlung vom Jugendamt an andere Amter vorab zu priifen.

Eingliederungsplan des Jobcenters

(Hinweis s.0.)

Ji Themenbereich Beispiele von Daten Erlauterun_g zum'Grund Emehggng grforderllch Rechtsgrundlage
Nr. der Datenubermittlung ja/nein
9 Schule Schulbesuch, Anzahl der besuchten Schulabschluss ist relevant nein 8 64 Abs. 2 SGB VI
Schuljahre, erreichter bzw. angestrebter (Hinweis s.0.) i.V.m. § 69 Abs. 1
Schulabschluss, Schulverweis Nr. 1, 3. Alt. SGB X
Freiwillige Angabe: z.B. relevant fir MaBnahme- ja 8§65 Abs. 1 Satz 1
festgestellte Verhaltensauffalligkeiten entscheidung Nr. 1 SGB VII
durch Gutachten (z. B. festgestellte
Lernbehinderung)
10 | Kenntnisse, Fertigkeiten, Kompetenzen (Qualifikationen), vermittlungsrelevant, insbesondere nein 8§ 64 Abs. 2 SGB VI
Vermittlung Neigungen, Wohnheimplatz, Fuhrerschein, | Qualifikationen sind wichtig (Hinweis s.0.) i.V.m. § 69 Abs. 1
Mobilitat, Sprachkenntnisse, Schulnoten Nr. 1, 3. Alt. SGB X
Ereiwillige Angabe: kann ggf. hilfreich sein fur ja § 65 Abs. 1 Satz 1
Jugend-/Haftstrafen, Delikt, Ifd. Eignungsfeststellung fur Zielberuf Nr. 1 SGB VII
Bewahrung/Bewahrungshilfe, Ableistung
Sozialstunden
11 | Hilfeplan des Jugendamtes | einzelne MalRnahmen zur Abstimmung mit dem nein 8§ 64 Abs. 2 SGB VI

i.V.m. 8 69 Abs. 1
Nr. 1, 3. Alt. SGB X






Anlage 3.6 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele moglicher Datentibermittlung vom Jugendamt (als Sozialleistungstrager): an die Agentur fur Arbeit
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben des Jugendamtes oder der AA haben!)
Hinweis: Aufgrund der besonderen Schutzbedurftigkeit ist in jedem Einzelfall zu prifen, ob eine Datenweitergabe an andere Behdrden i.S.d. § 35 SGB | zulassig ist.
Bestehen Zweifel an der Zulassigkeit der Datentubermittlung, sollte eine Einwilligung eingeholt werden.
Die Zulassigkeit einer Datentbermittlung nach § 64 Abs. 2 SGB VIII i.V.m. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X liegt vor, sofern dadurch ,der Erfolg einer zu gewéahrenden Leistung nicht in
Frage gestellt wird“. Sozialdaten, die in einer erzieherischen Hilfe anvertraut worden sind, kdnnen nur im Kontext einer Kindeswohlgefédhrdung oder bei rechtfertigendem Notstand
rechtmafig ohne Einverstandnis Ubermittelt werden (8§ 65 Abs. 1 SGB VIII); auch allgemeine Angaben zu Person und Lebensumstanden oder der Umstand, dass Kontakt zum
Jugendamt besteht, kénnen im Einzelfall anvertraut sein. Dies ist bei jeder beabsichtigten Dateniibermittlung vom Jugendamt an andere Amter vorab zu prifen.
Ifd. . L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
NI Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage
1 Zustandigkeit Ortliche Zustandigkeit fiir den jungen nein § 64 Abs. 2 SGB VIII
des Jugendamtes Menschen; Bestatigung der Meldung (Hinweis s. 0.) i.V.m. 8 69 Abs. 1
des jungen Menschen Nr. 1, 3. Alt. SGB X
2 Personendaten Name, Geburtsdatum, Geschlecht, nein 8 64 Abs. 2 SGB VI
Staatsangehdrigkeit, Geburtsort, Anschrift, (Hinweis s. 0.) i.V.m. 8§ 69 Abs. 1
Amtsvormund Nr. 1, 3. Alt. SGB X
Freiwillige Angabe: ja §65 Abs. 1 Satz 1
Telefonnummer, E-Mail-Adresse Nr. 1 SGB VI
3 | Aufenthaltsstatus Aufenthaltstitel, AZR-Nr./AKN-Nr. oder leistungsrechtlich relevant nein § 64 Abs. 2 SGB VIII
BUMA (nicht bei EU-Biirgern) (Hinweis s. 0.) i.V.m. 8§ 69 Abs. 1
Nr. 1, 3. Alt. SGB X
4 Betreuung eingerichtet Umfang, gerichtlich bestellte Betreuung Muss ggf. bekannt sein, da der nein § 64 Abs. 2 SGB VIII
Betreuer im Rahmen des durch die (Hinweis s. 0.) i.V.m. § 69 Abs. 1
Betreuung Ubertragenen Aufgaben- Nr. 1, 3. Alt. SGB X
kreises Ansprechpartner/Empfanger
von Bescheiden usw. ist.
5 | Familienstand e verheiratet, ledig leistungsrechtlich relevant, nein § 64 Abs. 2 SGB VI
e getrennt lebend, Kind(er), Betreuung der Kinder muss (Hinweis s. 0.) i.V.m. 8 69 Abs. 1
e alleinerziehend sichergestellt sein Nr. 1, 3. Alt. SGB X

1 nicht als Amtsvormund/Amtspfleger (oder Beistand)






Anlage 3.6 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele moglicher Datentibermittlung vom Jugendamt (als Sozialleistungstrager): an die Agentur fur Arbeit
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben des Jugendamtes oder der AA haben!)

Hinweis: Aufgrund der besonderen Schutzbedurftigkeit ist in jedem Einzelfall zu prifen, ob eine Datenweitergabe an andere Behdrden i.S.d. § 35 SGB | zulassig ist.
Bestehen Zweifel an der Zulassigkeit der Datentubermittlung, sollte eine Einwilligung eingeholt werden.
Die Zulassigkeit einer Datentbermittlung nach § 64 Abs. 2 SGB VIII i.V.m. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X liegt vor, sofern dadurch ,der Erfolg einer zu gewéahrenden Leistung nicht in
Frage gestellt wird“. Sozialdaten, die in einer erzieherischen Hilfe anvertraut worden sind, kdnnen nur im Kontext einer Kindeswohlgefédhrdung oder bei rechtfertigendem Notstand
rechtmanig ohne Einverstandnis Ubermittelt werden (8§ 65 Abs. 1 SGB VIII); auch allgemeine Angaben zu Person und Lebensumstanden oder der Umstand, dass Kontakt zum
Jugendamt besteht, konnen im Einzelfall anvertraut sein. Dies ist bei jeder beabsichtigten Datentibermittlung vom Jugendamt an andere Amter vorab zu priifen.

Mutter-Kind-Einrichtung, obdachlos
mit/ohne Unterkunft, strebt eigene
Wohnung an wegen unzumutbarer
hauslicher Verhaltnisse

vorliegen, Vermeidung von
Ricksendungen von
Einladungsschreiben

(soweit anvertraute Detail-/
Zusatzinformationen)

nein
(Hinweis s.0.)

Ifd. . L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
NI Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage

6 Lebensumsténde Freiwillige Angabe: erklaren ggf. negative Ereignisse/ ja § 65 Abs. 1 Satz 1
neue Lebenssituation, besondere Entwicklungen; kann ggf. hilfreich Nr. 1 SGB VIII
Ereignisse in der Familie (Sterbefélle, sein fur AV (keine Kassierer-
schwere Erkrankungen Angehdériger/ tatigkeit)
engster Freunde), Schulden, ...

7 Gesundheitliche Aspekte Stellungnahmen/Gutachten an das Erkrankungen kdnnen Grund dafir nein § 64 Abs. 2 SGB VIII
Jugendamt z.B. nach § 35a Abs. 1a SGB sein, dass junger Mensch nicht zum (wenn der junge Mensch tber i.V.m. § 69 Abs. 1 Nr.
VIII - ohne Diagnose Gesprach bei der Berufsberatung sein Widerspruchsrecht 1, 3. Alt.i.V.m. 8§ 76

erscheint. schriftlich aufgeklart wurde, SGB X
anderenfalls Einwilligung
erforderlich;
(Hinweis s.0.)

Freiwillige Angabe: Erkrankungen kénnen Grund dafir ja § 65 Abs. 1 Satz 1
Suchtproblematik, z. B. Alkohol, BTM, sein, dass junger Mensch nicht zum Nr. 1 SGB VI
Spielsucht, Magersucht, verlasst die Gesprach bei der Berufsberatung
Wohnung nicht allein, Borderline- erscheint.
Erkrankung etc.

8 Wohnsituation eigene Wohnung, betreutes Wohnen, gesicherte Wohnsituation muss ja § 65 Abs. 1 Satz 1

Nr. 1 SGB VIl

8 64 Abs. 2 SGB VIII
i.V.m. 8 69 Abs. 1 Nr.
1, 3. Alt. SGB X






Anlage 3.6 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA

Stand: Juli 2016

Beispiele moglicher Datentibermittlung vom Jugendamt (als Sozialleistungstrager): an die Agentur fur Arbeit
(Daten missen immer einen Bezug zu den Aufgaben des Jugendamtes oder der AA haben!)

Hinweis: Aufgrund der besonderen Schutzbedurftigkeit ist in jedem Einzelfall zu prifen, ob eine Datenweitergabe an andere Behdrden i.S.d. § 35 SGB | zulassig ist.
Bestehen Zweifel an der Zulassigkeit der Datentubermittlung, sollte eine Einwilligung eingeholt werden.
Die Zulassigkeit einer Datentbermittlung nach § 64 Abs. 2 SGB VIII i.V.m. § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X liegt vor, sofern dadurch ,der Erfolg einer zu gewéahrenden Leistung nicht in
Frage gestellt wird“. Sozialdaten, die in einer erzieherischen Hilfe anvertraut worden sind, kdnnen nur im Kontext einer Kindeswohlgefédhrdung oder bei rechtfertigendem Notstand
rechtmanig ohne Einverstandnis Ubermittelt werden (8§ 65 Abs. 1 SGB VIII); auch allgemeine Angaben zu Person und Lebensumstanden oder der Umstand, dass Kontakt zum
Jugendamt besteht, konnen im Einzelfall anvertraut sein. Dies ist bei jeder beabsichtigten Datentibermittlung vom Jugendamt an andere Amter vorab zu priifen.

Berufswegplanung

(Hinweis s. 0.)

Ifd. . L Erlauterung zum Grund Einwilligung erforderlich
NI Themenbereich Beispiele von Daten der Dateniibermittlung ja/nein Rechtsgrundlage
9 Schule Schulbesuch, Anzahl der besuchten Schulabschluss ist relevant nein 8 64 Abs. 2 SGB VI
Schuljahre, erreichter bzw. angestrebter (Hinweis s. 0.) i.V.m. § 69 Abs. 1
Schulabschluss, Schulverweis Nr. 1, 3. Alt. SGB X
Freiwillige Angabe: z.B. relevant fir MaBnahme- ja 8§65 Abs. 1 Satz 1
festgestellte Verhaltensauffalligkeiten entscheidung Nr. 1 SGB VIl
durch Gutachten (z. B. festgestellte
Lernbehinderung),
10 | Kenntnisse, Fertigkeiten, Kompetenzen (Qualifikationen), vermittlungsrelevant, insbesondere nein § 64 Abs. 2 SGB VIII
Vermittlung Neigungen, Wohnheimplatz, Fiihrerschein, | Qualifikationen sind wichtig (Hinweis s. 0.) i.V.m. § 69 Abs. 1
Mobilitat, Sprachkenntnisse, Schulnoten Nr. 1, 3. Alt. SGB X
Ereiwillige Angabe: kann ggf. hilfreich sein fur ja § 65 Abs. 1 Satz 1
Jugend-/Haftstrafen, Delikt, Ifd. Eignungsfeststellung fur Zielberuf Nr. 1 SGB VIl
Bewahrung/Bewahrungshilfe, Ableistung
Sozialstunden
11 | Hilfeplan des Jugendamtes | einzelne MalRnahmen zur Abstimmung der nein 8§ 64 Abs. 2 SGB VI

i.V.m. 8 69 Abs. 1
Nr. 1, 3. Alt. SGB X






Anlage 4.1 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA Stand: Juli 2016

Einwilligung in das Erheben, Verarbeiten und Nutzen meiner Sozialdaten

Ich bin damit einverstanden, dass die folgenden Partner der Jugendberufsagentur ..................

O Agentur flr Arbeit ...
(1 JODCENTET ot e
BN 1§ o =T o o F=1 0 1| S PP

die folgenden personlichen Daten, fir die es nicht bereits eine gesetzliche Befugnis zur Erhebung und
Verarbeitung gibt (wie z.B. fur Name und Vorname, Geburtsdatum, Adresse), Uber mich erheben,
verarbeiten und nutzen:

[1 Telefonnummer
71 E-Mail-Adresse
1 Schulsituation

[1 Berufssituation

Aufgrund dieser Einwilligung ist nur eine wechselseitige Ubermittlung upteridén/o.g. Partnern zulassig.
(Hinweis: Bei Unklarheiten bitte nachfragen!)

Die Daten durfen nur erhoben und verarbeitet werden, um mich
[0 auf dem Weg in Beruf oder Studium personlich zu beraten.
71 bei meiner beruflichen Integration mit MaRnahmen zuy fofdegn.

[ in Ausbildung oder Qualifizierung zu vermitteln.

Zu diesem Zweck dirfen mich die oben genannten Paitner auch anschreiben oder anrufen (Unzutreffendes
bitte streichen!).

Ich wurde darlber informiert, dass ich diese EinWwittigung freiwillig erklare. Wenn ich nicht zustimme, hat
dies keine rechtlichen Nachteile fur mich.

Ich kann diese Einwilligung jederzeit ganzodersteilweise mit Wirkung fur die Zukunft gegeniiber einem
oder mehreren der o0.g. Partner widerrufen, das heildt zuriicknehmen. Wenn ich nichts anderes erklére, gilt
der Widerruf gegentber allen 0.9, Parthern der Jugendberufsagentur. Die Einwilligung gilt, bis ich sie
widerrufe, langstens bis zur Volléqdung meines 25. Lebensjahres!. Meine Daten werden nach Abschluss
meiner Unterstitzung durch die 6.g»Partner der Jugendberufsagentur nach den fur diesen jeweils

mafgeblichen Vorschriften geléseht (Agentur far Arbeit: 5 Jahre, Jobcenter: ..... Jahre, Jugendamt: ......
Jahre.).

Name Vorname

Geburtsdatum Anschrift

Datum Unterschrift ggf. Unterschrift d. Erziehungsberechtigten
Ausgehéandigt durch:

! Sollen weitere, vom jungen Menschen gemachte Angaben zu Problemen oder besonderen Ereignissen, die eine Vermittlung/
MaRnahmedurchfiihrung behindern, Gbermittelt werden, ist die Giiltigkeitsdauer der Einwilligungserklarung im Einzelfall
angemessen zur Sensibilitdt der Information anzupassen.





Anlage 4.2 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA Stand: Juli 2016

Einwilligung in die Ubermittlung meiner Sozialdaten

Ich bin damit einverstanden, dass die folgenden Partner der Jugendberufsagentur ..................
[ Agentur flr Arbeit ...

IR [o] o 17 =] 0| (= (TR

[ Jugendamt ......oooiii e

die folgenden persodnlichen Daten tber mich an

P (= Datenempfanger)

Ubermitteln: Name und Vorname, Geburtsdatum, Adresse, Telefonnummer, E-Mail-Adresse
(Unzutreffendes bitte streichen!), sowie folgende Daten zur/zum

[ Schulischen Werdegang: ........c.ovveiiiiiiiiiii i e e cee e e e e
I ST od o 11 S (8 =i To] o PP Ny SO

(1 Beruflichen SIUAION: ...ttt e e e e e e N e et e et e aeees

Die Daten dirfen nur Gbermittelt werden, um mich

[l auf dem Weg in Beruf oder Studium personlich zu bératen.
[ bei meiner beruflichen Integration mit MaRnhahmen*zu férdern.
[J in Ausbildung oder Qualifizierung zu vermitten:

Zu diesem Zweck darf mich der oben genannte\Datenempfanger auch anschreiben oder anrufen
(Unzutreffendes streichen!).

Ich wurde dariiber informiert, dass ichwdigse Einwilligung freiwillig erklare. Wenn ich nicht zustimme, hat
dies keine rechtlichen Nachteile fir mich.

Ich kann diese Einwilligung jederzeit ganz oder teilweise mit Wirkung fur die Zukunft gegenuber einem
oder mehreren der o0.g. Partnérwiderrufen, das heifdt zuriicknehmen. Wenn ich nichts anderes erkléare, gilt
der Widerruf gegentber allen 0.g. Partnern der Jugendberufsagentur. Die Einwilligung gilt bis ich sie
widerrufe, langstens bisUh,............. . Meine Daten werden nach ....... Jahren (MaRgebliche Loschfrist des
Datenempfangers eirisétzen.) geldscht.

Name Vorname
Ggburtsdatum Anschrift
Datum Unterschrift ggf. Unterschrift d. Erziehungsberechtigten

Ausgehéandigt durch:





Anlage 4.3 zur Arbeitshilfe Sozialdatenschutz in JBA Stand: Juli 2016

Entbindung von der Schweigepflicht

Hiermit entbinde ich

L die ArZtin/AeN ATZ ....coove it e e e [Name, Anschrift]
[J den/die Mitarbeiter/in der Beratungsstelle ............cccooooiiiiiiiiiii i, [Name, Anschrift]
[ den/die Familienhelfer/in ... [Name, Anschrift]
[ den/die Mitarbeiter/in (als Amtstrager/in) der/des Agentur fUr Arbeit/Jobcenters %
.......................................................................................................... [Name, @
gegeniber den zustandigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 60

11 der Agentur flr Arbeit ... . Q
(1 dES JODCENTEIS ... Q\
[J des Jugendamtes \

hinsichtlich folgender Informationen @Q

von der Schweigepflicht. @ Q

Diese Erklarung gilt bis ..............cooieinl . ient folgendem Zweck (Konkrete Ubermittlungssituation

bEeNENNEN!): .o, @\ ....................................................................................

Ich wurde darlUber informiert, @ese Einwilligung freiwillig erklare. Wenn ich nicht zustimme, hat
dies keine rechtlichen Nachtei mich.
Ich kann diese Einwillig eit ganz oder teilweise mit Wirkung fir die Zukunft gegentiber dem

Empfanger meiner Erkl iderrufen, das heif3t zuricknehmen. Meine Daten werden nach Abschluss
meiner Unterstutzung, dur ie 0.g. Partner der Jugendberufsagentur nach den fur diesen jeweils
maf3geblichen Vorschriften geldscht (Agentur fir Arbeit: 5 Jahre, Jobcenter: ...... Jahre, Jugendamt: ......
Jahre.). \

e Vorname
Geburtsdatum Anschrift
Datum Unterschrift ggf. Unterschrift d. Erziehungsberechtigten

Ausgehandigt durch:
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Hinweisblatt zum Schutz lhrer Sozialdaten in der Jugendberufsagentur

Im taglichen Leben geben wir alle immer wieder Informationen von uns an Andere preis. Oft werden
der vollstandige Name, Geburtsdatum und Anschrift von uns erfragt. Diese Informationen sind
sogenannte personenbezogene Daten. Eine solche Abfrage (Datenerhebung) ist nur zuléssig,
wenn es hierfir eine gesetzliche Grundlage gibt oder wir zustimmen. Daten, die ein Offentlicher
Sozialleistungstrager im Rahmen seiner gesetzlichen Aufgabenerledigung erhebt, werden als
Sozialdaten besonders streng geschitzt.

Jeder hat das Recht, selbst zu bestimmen, wer was und wann Uber ihn erfahrt (Recht auf
informationelle Selbstbestimmung). Dieses Recht ist durch das Grundgesetz' gewahrleistet,
allerdings unterliegt es bestimmten Grenzen. Der Gesetzgeber darf dieses Recht durch Gesetz
einschranken und muss hierbei zwischen unserem Grundrecht und dem Interesse an der Einschran-
kung abwégen. In einigen Gesetzen ist daher festgelegt, unter:welchen Voraussetzungen unsere
Daten ohne unsere Zustimmung genutzt werden dirfen. Ansonsten durfen-unsere Daten nur genutzt
werden, wenn wir vorher zugestimmt haben. Diese Zustimmung ist schriftlich in Form einer
Einwilligungserklarung zu erteilen.

In der Jugendberufsagentur arbeiten die Agenturen fur Arbeit, Jobcenter und Jugendamter, auch
Trager genannt, zusammen, um Sie beim Ubergang von der Schule in die Ausbildung oder den Beruf
zu unterstiitzen. Dazu ist es in einigen Fallen erfarderlich, dass in der Jugendberufsagentur zwischen
den beteiligten Tragern Informationen uber Sie ausgetauscht werden. Soweit es sich um freiwillige
Angaben von Ihnen handelt, wie etwa Ihre Telefonnummer, ist dazu lhre Zustimmung erforderlich.
Alternativ hierzu besteht die Méglichkeit, dass Sie die Informationen selbst an jeden Trager Uber-
mitteln.

Es gibt in der Zusammenarbeit auch bestimmte Personen, zu denen Sie ein besonderes
Vertrauensverhéltnis'haben (z.B. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Jugendamt). Diese Personen
unterliegen einer besonderen Verpflichtung, ihnen anvertraute Informationen fiir sich zu behalten
(Schweigepflicht): Ein Verstol3 gegen diese Schweigepflicht ist strafbar, es sei denn, Sie sind mit
der ‘Weitergabe dieser Informationen einverstanden und befreien die Person von der
Schweigepflicht (Schweigepflichtentbindungserklarung). Sie kbnnen genau festlegen, wer welche
Informationen zu welchem Zweck (ber Sie erfragen oder weitergeben darf. Ab dem 15. Lebensjahr
kénnen Sie diese Erklarung regelmaliig selbst abgeben.

In der Jugendberufsagentur werden |Ihre Daten verarbeitet. Sie werden gespeichert, indem die
Informationen Uber Sie z.B. in einem Computerprogramm erfasst werden. lhre Daten kdnnen dann
so, wie sie gerade bengétigt werden, zusammengestellt (veréandert) und anderen Personen (z. B.
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Trager) zur Verfligung gestellt (ibermittelt) werden.
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Gesetzliche Grundlagen (Quelle: juris-Datenbank)

§ 35 SGB | (Sozialgeheimnis) - i.d.F.v. 23.11.2011

(1) Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Absatz 1 Zehntes Buch) von
den Leistungstragern nicht unbefugt erhoben, verarbeitet oder genutzt werden (Sozialgeheimnis). Die
Wahrung des Sozialgeheimnisses umfasst die Verpflichtung, auch innerhalb des Leistungstragers
sicherzustellen, dass die Sozialdaten nur Befugten zuganglich sind oder nur an diese weitergegeben
werden. Sozialdaten der Beschaftigten und ihrer Angehérigen dirfen Personen, die Personalentschei-
dungen treffen oder daran mitwirken kénnen, weder zuganglich sein noch von Zugriffsberechtigten
weitergegeben werden. Der Anspruch richtet sich auch gegen die Verbande der Leistungstrager, die
Arbeitsgemeinschaften der Leistungstrager und ihrer Verbande, die Datenstelle der Trager der Rentenver-
sicherung, die in diesem Gesetzbuch genannten 6ffentlich-rechtlichen Vereinigungen, gemeinsame
Servicestellen, Integrationsfachdienste, die Kinstlersozialkasse, die Deutsche Post AG, soweit sie mit der
Berechnung oder Auszahlung von Sozialleistungen betraut ist, die Behdrden der Zollverwaltung, soweit sie
Aufgaben nach § 2 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes und § 66 des Zehnten Buches durchfihren,
die Versicherungsdmter und Gemeindebehdrden sowie die anerkannten Adoptionsvermittlungsstellen (8 2
Absatz 2 des Adoptionsvermittlungsgesetzes), soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetzbuch wahr-
nehmen und die Stellen, die Aufgaben nach § 67c Absatz 3 des Zehnten Buches wahrnehmen. Die
Beschaftigten haben auch nach Beendigung ihrer Tatigkeit bei den genannten Stellen das
Sozialgeheimnis zu wahren.

(2) Eine Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten ist nur unter den Voraussetzungen des
Zweiten Kapitels des Zehnten Buches zulassig.

(3) Soweit eine Ubermittlung nicht zuléssig ist, besteht keine Auskunftspflicht, keine Zeugnispflicht und
keine Pflicht zur Vorlegung oder Auslieferung von Schriftstiicken, nicht automatisierten Dateien und
automatisiert erhobenen, verarbeiteten oder genutzten Sozialdaten.

(4) Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich.
(5) Sozialdaten Verstorbener dirfen nach MalRgabe des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches verarbeitet

oder genutzt werden. Sie dirfen au3erdem verarbeitet oder genutzt werden, wenn schutzwirdige
Interessen des Verstorbenen oder seiner Angehdrigen dadurch nicht beeintrachtigt werden kénnen.

§ 36 SGB | (Handlungsfahigkeit) - i.d.F.v. 11.12.1975

(1) Wer das fuinfzehnte Lebensjahr vollendet hat, kann Antrdge auf Sozialleistungen stellen und verfolgen
sowie Sozialleistungen entgegennehmen. Der Leistungstrager soll den gesetzlichen Vertreter Uber die
Antragstellung und die erbrachten Sozialleistungen unterrichten.

(2) Die Handlungsfahigkeit nach Absatz 1 Satz 1 kann vom gesetzlichen Vertreter durch schriftliche
Erklarung gegeniiber dem Leistungstrager eingeschrankt werden. Die Riicknahme von Antragen, der

Verzicht auf Sozialleistungen und die Entgegennahme von Darlehen bedirfen der Zustimmung des
gesetzlichen Vertreters.

§ 62 SGB VIII (Datenerhebung) - i.d.F.v. 11.9.2012

(1) Sozialdaten dirfen nur erhoben werden, soweit ihre Kenntnis zur Erfillung der jeweiligen Aufgabe
erforderlich ist.

(2) Sozialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. Er ist Uber die Rechtsgrundlage der Erhebung sowie
die Zweckbestimmungen der Erhebung und Verwendung aufzuklaren, soweit diese nicht offenkundig sind.
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(3) Ohne Mitwirkung des Betroffenen diirfen Sozialdaten nur erhoben werden, wenn

1. eine gesetzliche Bestimmung dies vorschreibt oder erlaubt oder

2. ihre Erhebung beim Betroffenen nicht méglich ist oder die jeweilige Aufgabe ihrer Art nach eine
Erhebung bei anderen erfordert, die Kenntnis der Daten aber erforderlich ist fr

a) die Feststellung der Voraussetzungen oder fir die Erfillung einer Leistung nach diesem Buch oder

b) die Feststellung der Voraussetzungen fiir die Erstattung einer Leistung nach § 50 des Zehnten
Buches oder

c) die Wahrnehmung einer Aufgabe nach den 8§ 42 bis 48a und nach § 52 oder
d) die Erflllung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefahrdung nach § 8a oder

3. die Erhebung beim Betroffenen einen unverhéltnismaRigen Aufwand erfordern wiirde und keine
Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass schutzwiirdige Interessen des Betroffenen beeintrachtigt werden
oder

4. die Erhebung bei dem Betroffenen den Zugang zur Hilfe ernsthaft gefahrden wiirde.

(4) Ist der Betroffene nicht zugleich Leistungsberechtigter oder sonst an der Leistung beteiligt, so durfen
die Daten auch beim Leistungsberechtigten oder einer anderen Person, die sonst an der Leistung beteiligt
ist, erhoben werden, wenn die Kenntnis der Daten fur die Gewahrung einer Leistung nach diesem Buch
notwendig ist. Satz 1 gilt bei der Erfullung anderer Aufgaben im Sinne des 8§ 2 Absatz 3 entsprechend.

§ 64 SGB VIII (Datentibermittlung und -nutzung) - i.d.F.v. 11.9.2012

(1) Sozialdaten dirfen zu dem Zweck Ubermittelt oder genutzt werden, zu dem sie erhoben worden sind.

(2) Eine Ubermittlung fiir die Erfiillung von Aufgaben nach § 69 des Zehnten Buches ist abweichend von
Absatz 1 nur zulassig, soweit dadurch der Erfolg einer zu gewahrenden Leistung nicht in Frage gestellt
wird.

(2a) Vor einer Ubermittlung an eine Fachkraft, die der verantwortlichen Stelle nicht angehort, sind die
Sozialdaten zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren, soweit die Aufgabenerfiillung dies zulasst.

(3) Sozialdaten dirfen beim Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke der Planung im Sinne des
§ 80 gespeichert oder genutzt werden; sie sind unverziglich zu anonymisieren.

8§ 65 SGB VIl (Besonderer Vertrauensschutz in der persdnlichen und erzieherischen Hilfe)
i.d.F.v. 16.4.2013

(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Tragers der 6ffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke personlicher
und erzieherischer Hilfe anvertraut worden sind, dirfen von diesem nur weitergegeben werden

1. mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut hat, oder

2. dem Familiengericht zur Erfullung der Aufgaben nach § 8a Absatz 2, wenn angesichts einer
Gefahrdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen ohne diese Mitteilung eine fur die
Gewahrung von Leistungen notwendige gerichtliche Entscheidung nicht ermdéglicht werden kénnte,
oder

3. dem Mitarbeiter, der auf Grund eines Wechsels der Fallzustandigkeit im Jugendamt oder eines
Wechsels der drtlichen Zustandigkeit fur die Gewéahrung oder Erbringung der Leistung verantwortlich
ist, wenn Anhaltspunkte fur eine Gefahrdung des Kindeswohls gegeben sind und die Daten fiir eine
Abschéatzung des Gefahrdungsrisikos notwendig sind, oder

4. an die Fachkrafte, die zum Zwecke der Abschatzung des Gefahrdungsrisikos nach § 8a hinzugezogen
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werden; 8 64 Absatz 2a bleibt unberiihrt, oder

5. unter den Voraussetzungen, unter denen eine der in 8 203 Absatz 1 oder 3 des Strafgesetzbuchs
genannten Personen dazu befugt ware.

Gibt der Mitarbeiter anvertraute Sozialdaten weiter, so durfen sie vom Empfanger nur zu dem Zweck
weitergegeben werden, zu dem er diese befugt erhalten hat.

(2) 8 35 Absatz 3 des Ersten Buches gilt auch, soweit ein behdrdeninternes Weitergabeverbot nach
Absatz 1 besteht.

§ 67 SGB X (Begriffsbhestimmungen) - i.d.F.v. 25.7.2013

(1) Sozialdaten sind Einzelangaben Uber personliche oder sachliche Verhaltnisse einer bestimmten oder
bestimmbaren natirlichen Person (Betroffener), die von einer in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle
im Hinblick auf ihre Aufgaben nach diesem Gesetzbuch erhoben, verarbeitet oder genutzt werden.
Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse sind alle betriebs- oder geschéftsbezogenen Daten, auch von
juristischen Personen, die Geheimnischarakter haben.

(2) Aufgaben nach diesem Gesetzbuch sind, soweit dieses Kapitel angewandt wird, auch

1. Aufgaben auf Grund von Verordnungen, deren Erméachtigungsgrundlage sich im Sozialgesetzbuch
befindet,

2. Aufgaben auf Grund von lber- und zwischenstaatlichem Recht im Bereich der sozialen Sicherheit,

3. Aufgaben auf Grund von Rechtsvorschriften, die das Erste und Zehnte Buch des Sozialgesetzbuches
fur entsprechend anwendbar erklaren, und

4. Aufgaben auf Grund des Arbeitssicherheitsgesetzes und Aufgaben, soweit sie den in § 35 des Ersten
Buches genannten Stellen durch Gesetz zugewiesen sind. § 8 Absatz 1 Satz 3 des
Arbeitssicherheitsgesetzes bleibt unberthrt.

(3) Automatisiert im Sinne dieses Gesetzbuches ist die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von
Sozialdaten, wenn sie unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen durchgefiihrt wird (automatisierte
Verarbeitung). Eine nicht automatisierte Datei ist jede nicht automatisierte Sammlung von Sozialdaten, die
gleichartig aufgebaut ist und nach bestimmten Merkmalen zuganglich ist und ausgewertet werden kann.

(4) (weggefallen)
(5) Erheben ist das Beschaffen von Daten Uber den Betroffenen.

(6) Verarbeiten ist das Speichern, Verandern, Ubermitteln, Sperren und Léschen von Sozialdaten. Im
Einzelnen ist, ungeachtet der dabei angewendeten Verfahren,

1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren von Sozialdaten auf einem Datentrager zum
Zwecke ihrer weiteren Verarbeitung oder Nutzung,

2. Verandern das inhaltliche Umgestalten gespeicherter Sozialdaten,

3. Ubermitteln das Bekanntgeben gespeicherter oder durch Datenverarbeitung gewonnener Sozialdaten
an einen Dritten in der Weise, dass

a) die Daten an den Dritten weitergegeben werden oder
b) der Dritte zur Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltene Daten einsieht oder abruft;

Ubermitteln im Sinne dieses Gesetzbuches ist auch das Bekanntgeben nicht gespeicherter Sozial-
daten; das Senden von Sozialdaten durch eine De-Mail-Nachricht an die jeweiligen akkreditierten
Diensteanbieter — zur kurzfristigen automatisierten Entschliisselung zum Zweck der Uberpriifung auf
Schadsoftware und zum Zweck der Weiterleitung an den Adressaten der De-Mail-Nachricht — ist kein
Ubermitteln,
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4. Sperren das vollstédndige oder teilweise Untersagen der weiteren Verarbeitung oder Nutzung von
Sozialdaten durch entsprechende Kennzeichnung,

5. Ldschen das Unkenntlichmachen gespeicherter Sozialdaten.

(7) Nutzen ist jede Verwendung von Sozialdaten, soweit es sich nicht um Verarbeitung handelt, auch die
Weitergabe innerhalb der verantwortlichen Stelle.

(8) Anonymisieren ist das Verandern von Sozialdaten derart, dass die Einzelangaben Uber personliche
oder sachliche Verhaltnisse nicht mehr oder nur mit einem unverhéltnismafig groRen Aufwand an Zeit,
Kosten und Arbeitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren nattrlichen Person zugeordnet werden
kdnnen.

(8a) Pseudonymisieren ist das Ersetzen des Namens und anderer Identifikationsmerkmale durch ein
Kennzeichen zu dem Zweck, die Bestimmung des Betroffenen auszuschlie3en oder wesentlich zu
erschweren.

(9) Verantwortliche Stelle ist jede Person oder Stelle, die Sozialdaten fur sich selbst erhebt, verarbeitet
oder nutzt oder dies durch andere im Auftrag vornehmen lasst. Werden Sozialdaten von einem Leistungs-
trager im Sinne von § 12 des Ersten Buches erhoben, verarbeitet oder genutzt, ist verantwortliche Stelle
der Leistungstrager. Ist der Leistungstrager eine Gebietskdrperschaft, so sind eine verantwortliche Stelle
die Organisationseinheiten, die eine Aufgabe nach einem der besonderen Teile dieses Gesetzbuches
funktional durchfiihren.

(10) Empfanger ist jede Person oder Stelle, die Sozialdaten erhélt. Dritter ist jede Person oder Stelle
aulRerhalb der verantwortlichen Stelle. Dritte sind nicht der Betroffene sowie diejenigen Personen und
Stellen, die im Inland, in einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens tber den Europaischen Wirtschaftsraum Sozialdaten im Auftrag erheben,
verarbeiten oder nutzen.

(11) Nicht-6ffentliche Stellen sind natirliche und juristische Personen, Gesellschaften und andere
Personenvereinigungen des privaten Rechts, soweit sie nicht unter § 81 Absatz 3 fallen.

(12) Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben Uber die rassische und ethnische
Herkunft, politische Meinungen, religiose oder philosophische Uberzeugungen,
Gewerkschaftszugehorigkeit, Gesundheit oder Sexualleben.

8 67a SGB X (Datenerhebung) - i.d.F.v. 18.5.2001

(1) Das Erheben von Sozialdaten durch in § 35 des Ersten Buches genannte Stellen ist zulassig, wenn ihre
Kenntnis zur Erfillung einer Aufgabe der erhebenden Stelle nach diesem Gesetzbuch erforderlich ist. Dies gilt
auch fur besondere Arten personenbezogener Daten (8 67 Absatz 12). Angaben uber die rassische Herkunft
durfen ohne Einwilligung des Betroffenen, die sich ausdriicklich auf diese Daten beziehen muss, nicht erhoben
werden. Ist die Einwilligung des Betroffenen durch Gesetz vorgesehen, hat sie sich ausdricklich auf besondere
Arten personenbezogener Daten (8 67 Absatz 12) zu beziehen.

(2) Sozialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. Ohne seine Mitwirkung durfen sie nur erhoben werden
1. beidenin 8§ 35 des Ersten Buches oder in § 69 Absatz 2 genannten Stellen, wenn

a) diese zur Ubermittlung der Daten an die erhebende Stelle befugt sind,

b) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhaltnisméagigen Aufwand erfordern wiirde und

c) keine Anhaltspunkte dafir bestehen, dass tUiberwiegende schutzwirdige Interessen des Betroffenen
beeintrachtigt werden,

2. bei anderen Personen oder Stellen, wenn

a) eine Rechtsvorschrift die Erhebung bei innen zulasst oder die Ubermittlung an die erhebende Stelle
ausdrticklich vorschreibt oder
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b) aa) die Aufgaben nach diesem Gesetzbuch ihrer Art nach eine Erhebung bei anderen
Personen oder Stellen erforderlich machen oder

bb) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhaltnismaligen Aufwand erfordern wiirde

und keine Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass iberwiegende schutzwirdige Interessen des Betroffenen
beeintrachtigt werden.

(3) Werden Sozialdaten beim Betroffenen erhoben, ist er, sofern er nicht bereits auf andere Weise Kenntnis
erlangt hat, tber die Zweckbestimmungen der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung und die Identitét der
verantwortlichen Stelle zu unterrichten. Uber Kategorien von Empfangern ist der Betroffene nur zu unterrichten,
soweit

1. er nach den Umstéanden des Einzelfalles nicht mit der Nutzung oder der Ubermittlung an diese rechnen
muss,

2. es sich nicht um eine Verarbeitung oder Nutzung innerhalb einer in § 35 des Ersten Buches genannten
Stelle oder einer Organisationseinheit im Sinne von § 67 Absatz 9 Satz 3 handelt oder

3. es sich nicht um eine Kategorie von in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen oder von Organisations-
einheiten im Sinne von § 67 Absatz 9 Satz 3 handelt, die auf Grund eines Gesetzes zur engen Zusammen-
arbeit verpflichtet sind.

Werden Sozialdaten beim Betroffenen auf Grund einer Rechtsvorschrift erhoben, die zur Auskunft verpflichtet,
oder ist die Erteilung der Auskunft Voraussetzung fir die Gewahrung von Rechtsvorteilen, ist der Betroffene
hierauf sowie auf die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft verpflichtet, und die Folgen der Verweigerung von
Angaben, sonst auf die Freiwilligkeit seiner Angaben hinzuweisen.

(4) Werden Sozialdaten statt beim Betroffenen bei einer nicht-6ffentlichen Stelle erhoben, so ist die Stelle auf
die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft verpflichtet, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuweisen.

(5) Werden Sozialdaten weder beim Betroffenen noch bei einer in 8§ 35 des Ersten Buches genannten Stelle
erhoben und hat der Betroffene davon keine Kenntnis, ist er von der Speicherung, der Identitat der verantwort-
lichen Stelle sowie Uber die Zweckbestimmungen der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung zu unterrichten.
Eine Pflicht zur Unterrichtung besteht nicht, wenn

1. der Betroffene bereits auf andere Weise Kenntnis von der Speicherung oder der Ubermittlung erlangt hat,
2. die Unterrichtung des Betroffenen einen unverhéltnismafiigen Aufwand erfordert oder
3. die Speicherung oder Ubermittlung der Sozialdaten auf Grund eines Gesetzes ausdriicklich vorgesehen ist.

Uber Kategorien von Empféangern ist der Betroffene nur zu unterrichten, soweit

1. er nach den Umstanden des Einzelfalles nicht mit der Nutzung oder der Ubermittlung an diese rechnen
muss,

2. es sich nicht um eine Verarbeitung oder Nutzung innerhalb einer in § 35 des Ersten Buches genannten
Stelle oder einer Organisationseinheit im Sinne von § 67 Absatz 9 Satz 3 handelt oder

3. es sich nicht um eine Kategorie von in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen oder von
Organisationseinheiten im Sinne von § 67 Absatz 9 Satz 3 handelt, die auf Grund eines Gesetzes zur engen
Zusammenarbeit verpflichtet sind.

Sofern eine Ubermittlung vorgesehen ist, hat die Unterrichtung spéatestens bei der ersten Ubermittlung zu
erfolgen. Die verantwortliche Stelle legt schriftlich fest, unter welchen Voraussetzungen von einer Unterrichtung
nach Satz 2 Nr. 2 und 3 abgesehen wird. § 83 Absatz 2 bis 4 gilt entsprechend.

§ 67b SGB X (Zulassigkeit der Datenverarbeitung und -nutzung) - i.d.F.v. 9.12.2004

(1) Die Verarbeitung von Sozialdaten und deren Nutzung sind nur zulassig, soweit die nachfolgenden
Vorschriften oder eine andere Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch es erlauben oder anordnen oder soweit
der Betroffene eingewilligt hat. § 67a Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend mit der Mal3gabe, dass die
Ubermittlung ohne Einwilligung des Betroffenen nur insoweit zuléssig ist, als es sich um Daten tiber die
Gesundheit oder das Sexualleben handelt oder die Ubermittlung zwischen Tragern der gesetzlichen
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Rentenversicherung oder zwischen Tragern der gesetzlichen Rentenversicherung und deren Arbeitsgemein-
schaften zur Erfullung einer gesetzlichen Aufgabe erforderlich ist.

(2) Wird die Einwilligung bei dem Betroffenen eingeholt, ist er auf den Zweck der vorgesehenen Verarbeitung
oder Nutzung sowie auf die Folgen der Verweigerung der Einwilligung hinzuweisen. Die Einwilligung des
Betroffenen ist nur wirksam, wenn sie auf dessen freier Entscheidung beruht. Die Einwilligung und der Hinweis
bedurfen der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstéande eine andere Form angemessen ist. Soll die
Einwilligung zusammen mit anderen Erklarungen schriftlich erteilt werden, ist die Einwilligungserklarung im
auleren Erscheinungsbild der Erklarung hervorzuheben.

(3) Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt ein besonderer Umstand im Sinne des Absatzes 2 Satz 3
auch dann vor, wenn durch die Schriftform der bestimmte Forschungszweck erheblich beeintrachtigt wirde. In
diesem Fall sind der Hinweis nach Absatz 2 Satz 1 und die Griinde, aus denen sich die erhebliche Beeintrachti-
gung des bestimmten Forschungszweckes ergibt, schriftlich festzuhalten.

(4) Entscheidungen, die fur den Betroffenen eine rechtliche Folge nach sich ziehen oder ihn erheblich
beeintrachtigen, durfen nicht ausschlief3lich auf eine automatisierte Verarbeitung von Sozialdaten gestutzt
werden, die der Bewertung einzelner Personlichkeitsmerkmale dient.

§ 67d SGB X (Ubermittlungsgrundsétze) - i.d.F.v. 18.5.2001

(1) Eine Ubermittlung von Sozialdaten ist nur zulassig, soweit eine gesetzliche Ubermittlungsbefugnis nach den
88 68 bis 77 oder nach einer anderen Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch vorliegt.

(2) Die Verantwortung fiir die Zulassigkeit der Ubermittlung tragt die iibermittelnde Stelle. Erfolgt die Ubermitt-
lung auf Ersuchen des Dritten, an den die Daten Ubermittelt werden, tragt dieser die Verantwortung fur die
Richtigkeit der Angaben in seinem Ersuchen.

(3) Sind mit Sozialdaten, die nach Absatz 1 Ubermittelt werden dirfen, weitere personenbezogene Daten des
Betroffenen oder eines Dritten so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand
moglich ist, so ist die Ubermittlung auch dieser Daten nur zuléssig, wenn schutzwiirdige Interessen des
Betroffenen oder eines Dritten an deren Geheimhaltung nicht iberwiegen; eine Veranderung oder Nutzung
dieser Daten ist unzulassig.

(4) Die Ubermittlung von Sozialdaten auf maschinell verwertbaren Datentragern oder im Wege der Dateniiber-
tragung ist auch tber Vermittlungsstellen zulassig. Fur die Auftragserteilung an die Vermittlungsstelle gilt § 80
Absatz 2 Satz 1, fur deren Anzeigepflicht § 80 Absatz 3 und fir die Verarbeitung und Nutzung durch die
Vermittlungsstelle § 80 Absatz 4 entsprechend.

§ 69 SGB X (Ubermittlung fir die Erfullung sozialer Aufgaben) - i.d.F.v. 21.12.2008

(1) Eine Ubermittlung von Sozialdaten ist zul4ssig, soweit sie erforderlich ist

1. fir die Erfullung der Zwecke, fir die sie erhoben worden sind oder fur die Erfillung einer gesetzlichen
Aufgabe der Ubermittelnden Stelle nach diesem Gesetzbuch oder einer solchen Aufgabe des Dritten, an den
die Daten Ubermittelt werden, wenn er eine in 8 35 des Ersten Buches genannte Stelle ist,

2. fir die Durchfiihrung eines mit der Erflllung einer Aufgabe nach Nummer 1 zusammenhangenden
gerichtlichen Verfahrens einschlieflich eines Strafverfahrens oder

3. fur die Richtigstellung unwahrer Tatsachenbehauptungen des Betroffenen im Zusammenhang mit einem
Verfahren uiber die Erbringung von Sozialleistungen; die Ubermittlung bedarf der vorherigen Genehmigung
durch die zustandige oberste Bundes- oder Landesbehérde.

(2) Fur die Erfullung einer gesetzlichen oder sich aus einem Tarifvertrag ergebenden Aufgabe sind den in § 35
des Ersten Buches genannten Stellen gleichgestellt

1. die Stellen, die Leistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz, dem Bundesentschadigungsgesetz, dem
Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz, dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz, dem Gesetz tber die
Entschadigung fur Strafverfolgungsmaflnahmen, dem Unterhaltssicherungsgesetz, dem
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Beamtenversorgungsgesetz und den Vorschriften, die auf das Beamtenversorgungsgesetz verweisen, dem
Soldatenversorgungsgesetz, dem Anspruchs- und Anwartschaftsiiberfiihrungsgesetz und den Vorschriften
der Lander Uber die Gewahrung von Blinden- und Pflegegeldleistungen zu erbringen haben,

2. die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im Sinne des § 4 Absatz 2 des
Tarifvertragsgesetzes, die Zusatzversorgungseinrichtungen des 6ffentlichen Dienstes und die 6ffentlich-
rechtlichen Zusatzversorgungseinrichtungen,

3. die Bezigestellen des o6ffentlichen Dienstes, soweit sie kindergeldabhéangige Leistungen des Besoldungs-,
Versorgungs- und Tarifrechts unter Verwendung von personenbezogenen Kindergelddaten festzusetzen
haben.

(3) Die Ubermittlung von Sozialdaten durch die Bundesagentur fiir Arbeit an die Krankenkassen ist zuléssig,
soweit sie erforderlich ist, den Krankenkassen die Feststellung der Arbeitgeber zu ermdglichen, die am
Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz teilnehmen.

(4) Die Krankenkassen sind befugt, einem Arbeitgeber mitzuteilen, ob die Fortdauer einer Arbeitsunfahigkeit
oder eine erneute Arbeitsunféahigkeit eines Arbeithehmers auf derselben Krankheit beruht; die Ubermittlung von
Diagnosedaten an den Arbeitgeber ist nicht zulassig.

(5) Die Ubermittlung von Sozialdaten ist zulassig fiir die Erfiillung der gesetzlichen Aufgaben der
Rechnungshdéfe und der anderen Stellen, auf die § 67c Absatz 3 Satz 1 Anwendung findet.

8 76 SGB X - i.d.F.v. 21.4.2005
(Einschrankung der Ubermittlungsbefugnis bei besonders schutzwiirdigen Sozialdaten)

(1) Die Ubermittlung von Sozialdaten, die einer in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle von einem Arzt
oder einer anderen in § 203 Absatz 1 und 3 des Strafgesetzbuches genannten Person zugénglich gemacht
worden sind, ist nur unter den Voraussetzungen zulassig, unter denen diese Person selbst Gbermittlungsbefugt
ware.

(2) Absatz 1 gilt nicht

1. im Rahmen des § 69 Absatz 1 Nr. 1 und 2 fur Sozialdaten, die im Zusammenhang mit einer Begutachtung
wegen der Erbringung von Sozialleistungen oder wegen der Ausstellung einer Bescheinigung Gbermittelt
worden sind, es sei denn, dass der Betroffene der Ubermittlung widerspricht; der Betroffene ist von der
verantwortlichen Stelle zu Beginn des Verwaltungsverfahrens in allgemeiner Form schriftlich auf das
Widerspruchsrecht hinzuweisen,

2. im Rahmen des § 69 Absatz 4 und 5 und des § 71 Absatz 1 Satz 3,

3. im Rahmen des § 94 Absatz 2 Satz 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch.

(3) Ein Widerspruchsrecht besteht nicht in den Fallen des § 279 Absatz 5 in Verbindung mit § 275 Absatz 1 bis
3 des Funften Buches.

§ 78a SGB X (Technische und organisatorische Mafnahmen) - i.d.F.v. 18.5.2001

Die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen, die selbst oder im Auftrag Sozialdaten erheben, verarbeiten
oder nutzen, haben die technischen und organisatorischen Malinahmen einschlief3lich der Dienstanweisungen
zu treffen, die erforderlich sind, um die Ausfihrung der Vorschriften dieses Gesetzbuches, insbesondere die in
der Anlage zu dieser Vorschrift genannten Anforderungen, zu gewahrleisten. MalRnahmen sind nicht erforder-

lich, wenn ihr Aufwand in keinem angemessenen Verhaltnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht.

§ 203 StGB (Verletzung von Privatgeheimnissen) - i.d.F.v. 8.4.2008

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum personlichen Lebensbereich gehérendes
Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschéaftsgeheimnis, offenbart, das ihm als
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1.  Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehdrigen eines anderen Heilberufs, der fir die Berufsaus-
Ubung oder die Fiihrung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,

2.  Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlusspriifung,

3. Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfahren,
Wirtschaftsprifer, vereidigtem Buchprifer, Steuerberater, Steuerbevollméchtigten oder Organ oder
Mitglied eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirtschaftsprifungs-, Buchprifungs- oder
Steuerberatungsgesellschaft,

4.  Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater flr Suchtfragen in einer Beratungsstelle,
die von einer Behorde oder Korperschaft, Anstalt oder Stiftung des 6ffentlichen Rechts anerkannt ist,

4a. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den 88 3 und 8 des
Schwangerschaftskonfliktgesetzes,

5. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpadagogen oder

6. Angehorigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung oder einer
privatérztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrechnungsstelle

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit
Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persodnlichen Lebensbereich
gehdrendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschaftsgeheimnis, offenbart, das ihm als

1. Amtstrager,

2. fur den offentlichen Dienst besonders Verpflichteten,

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt,
4

Mitglied eines fur ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tatigen
Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des
Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates,

5. offentlich bestelltem Sachverstandigen, der auf die gewissenhafte Erfullung seiner Obliegenheiten auf Grund
eines Gesetzes formlich verpflichtet worden ist, oder

6. Person, die auf die gewissenhafte Erfillung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der Durchfiihrung
wissenschaftlicher Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes formlich verpflichtet worden ist,

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen Einzel-
angaben Uber personliche oder sachliche Verhéltnisse eines anderen gleich, die fir Aufgaben der 6ffentlichen
Verwaltung erfasst worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen
Behorden oder sonstigen Stellen fir Aufgaben der 6ffentlichen Verwaltung bekanntgegeben werden und das
Gesetz dies nicht untersagt.

(2a) Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Beauftragter fir den Datenschutz unbefugt ein fremdes
Geheimnis im Sinne dieser Vorschriften offenbart, das einem in den Absétzen 1 und 2 Genannten in dessen
beruflicher Eigenschaft anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist und von dem er bei der Erfillung
seiner Aufgaben als Beauftragter fiir den Datenschutz Kenntnis erlangt hat.

(3) Einem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Rechtsanwalt stehen andere Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer
gleich. Den in Absatz 1 und Satz 1 Genannten stehen ihre berufsmafig tatigen Gehilfen und die Personen
gleich, die bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tatig sind. Den in Absatz 1 und den in Satz 1 und 2
Genannten steht nach dem Tod des zur Wahrung des Geheimnisses Verpflichteten ferner gleich, wer das
Geheimnis von dem Verstorbenen oder aus dessen Nachlass erlangt hat.

(4) Die Absatze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Tater das fremde Geheimnis nach dem Tod des
Betroffenen unbefugt offenbart.

(5) Handelt der Tater gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen
anderen zu schadigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.
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Einwilligungserklärung Jan 10 19 .pdf
Jugendberufsagentur Liibeck —JBA Liibeck (Platzhalterl)

Agentur fiir Arbeit Liibeck; Jobcenter Libeck; Hansestadt Liibeck Fachbereich 2 Wirtschaft und
Soziales, Fachbereich 4 Kultur und Bildung; Berufsbildende Schulen; Schulamtsgebundene Schulen;
Gemeinschaftsschulen mit Oberstufe; Gymnasien in der Hansestadt Liibeck

Informationen zur Einwilligungserklarung

In der JBA Libeck (JBA) arbeiten die Agentur fir Arbeit Libeck, das Jobcenter Liibeck, die Bereiche
der Hansestadt Lubeck Familienhilfen/Jugendamt, Jugendarbeit, Schule und Sport, Soziale Sicherung,
die Berufsbildenden Schulen, die schulamtsgebundenen Schulen, die Gemeinschaftsschulen mit
Oberstufe und die Gymnasien in der Hansestadt Liibeck zusammen.

Im taglichen Leben geben wir alle immer wieder Informationen von uns an Andere weiter. Oft
werden der vollstandige Name, Geburtsdatum und Anschrift von uns erfragt. Diese Informationen
sind sogenannte personenbezogene Daten. Eine solche Abfrage (Datenerhebung) ist nur zulassig,
wenn es hierfir eine gesetzliche Grundlage gibt oder wir zustimmen.

*

¢ Recht auf informationelle Selbstbestimmung

Jede und jeder hat das Recht, selbst zu bestimmen, wer was und 'wann Uber sie / ihn erfdhrt
(Recht auf informationelle Selbstbestimmung). Dieses Recht ist durch das Grundgesetz
gewadhrleistet. Der Gesetzgeber darf dieses Recht durch/ Gesetz einschrianken. In einigen
Gesetzen ist festgelegt, unter welchen Voraussetzungen unsere Daten ohne unsere Zustimmung
genutzt werden dirfen. Ansonsten diirfen unsere Daten nur genutzt werden;, wenn wir vorher
zugestimmt haben. Diese Zustimmung ist in Form einer Einwilligungserklarung zu erteilen.

< Personenbezogene Daten und Sozialdaten

Personenbezogene Daten sind alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder
identifizierbare natiirliche Person beziehen. Dazu gehéren z.B. Namen, Adresse und
Telefonnummer, aber auch Angaben iber Bildungsabschliisse und bereits durchgefiihrte
MaBnahmen. Zum Teil handelt es sich um sogenannte Sozialdaten, die einem besonderen
Schutz unterliegen. Dies betrifft solche Daten, die von Sozialleistungstragern wie z.B. der
Bundesagentur fir Arbeit, dem Jobcenter oder dem Jugendamt erhoben wurden.
Personenbezogene Daten werden bei den Kooperationspartnern der JBA verarbeitet, d.h,,
dass diese Daten in IT-Systeme eingegeben, gespeichert, zusammengefasst, aktualisiert oder
ausgewertet werden. Die Daten werden nur in dem Umfang ausgetauscht, wie das fiir die
Beratung und Unterstiitzung zum Eintritt in Ausbildung, Arbeit oder Studium erforderlich ist.
Sie‘'werden ausschlieBlich fiir diese Zwecke verwendet und nach einem festgelegten Zeitraum
nach Ende der MaRnahme geldscht.

L)

¢ Unterstiitzung durch die JBA

Junge Menschen unter 25 Jahren, in Ausnahmeféllen bis 27 Jahre, konnen die Unterstlitzung der
JBA freiwillig in. Anspruch nehmen. Die JBA berat und begleitet junge Erwachsene auf ihrem
Weg zu einem Schul-, Berufs- oder Studienabschluss und unterstiitzt Sie bei lhrer Suche nach
Ausbildungs- und Arbeitspldtzen sowie berufsbildenden und schulischen Bildungsangeboten.
Dazu ist der Austausch zwischen den o.g. JBA-Partnern notwendig.

L)

¢ Ab 14 Jahren Entscheidungsfreiheit

Junge Menschen ab 14 Jahren koénnen selbst erkldren, ob sie mit der Verarbeitung und
Ubermittlung ihrer Daten einverstanden sind. Sie kénnen diese Einwilligung auch jederzeit
wieder zuriicknehmen. Daraus entstehen |hnen keine Nachteile. Wenn Sie Ilhre
Einwilligungserklarung nicht zuriicknehmen, wird diese nach zehn Jahren vernichtet.

Wir freuen uns, wenn wir Ihre Einwilligungserklédrung erhalten, um mit Ihnen gemeinsam
einen Weg zu einem weiterfiihrenden Schulbesuch, in eine Berufsausbildung, ein
Arbeitsverhdiltnis oder in ein Studium zu finden.

Weitere Informationen zur Jugendberufsagentur Liibeck finden Sie auch im Internet unter:
www.jba-hl.de





Jugendberufsagentur Liibeck —JBA Liibeck (Platzhalterl)

Agentur fiir Arbeit Liibeck; Jobcenter Liibeck; Hansestadt Liibeck Fachbereich 2 Wirtschaft und
Soziales, Fachbereich 4 Kultur und Bildung; Berufsbildende Schulen; Schulamtsgebundene Schulen;
Gemeinschaftsschulen mit Oberstufe; Gymnasien in der Hansestadt Liibeck

Einwilligungserklarung

Personendaten:
Name: Vorname:

Telefon Nummer:*
Anschrift:

Handynummer:*
Geburtsdatum: E-Mail-Adresse:*
Name der/des
Erziehungsberechtigten:* CIELCEIEE

* Freiwillige Angaben

Ich willige hiermit in die Ubermittlung meiner persénlichen Daten zwischen der Agentur fiir Arbeit Liibeck,
dem Jobcenter Lubeck, den in der JBA Libeck tatigen Mitarbeiter*innen der Bereiche Familienhilfen /
Jugendamt, Jugendarbeit, Schule und Sport, Soziale Sicherung der Hansestadt Libeck und den mit dem
Ubergang von der Schule in Ausbildung, Beruf und Studium befassten Lehrkriften o.g. Schulen in der
Hansestadt Liibeck ein.

Sachverhalte, die Ubermittelt oder in Fallbesprechungen / Fallkonferenzen oder Hilfeplangesprachen
erortert werden kdnnen, sind:

O der Sachstand der Hilfe- und Integrationsplanung zur beruflichen Eingliederung

o der Zeitpunkt und der Beginn von FérdermaRnahmen sowie das Verhalten in
BildungsmaRBnahmen oder / und in schulischen Bildungsgangen

O bisherige Beratung durch die Mitarbeiter*innen der JBA-Partner*innen
o die Mitwirkung bei der beruflichen Eingliederung und bei der Schulpflichterfillung

O das digitale Portfolio im Berufsorientierungsportal ,Ausbildungsnetz Liibeck”

Ich willige ein, dass die genannten Daten ausschlieflich zum Zwecke meiner beruflichen Eingliederung im
Rahmen der JBA Libeck zwischen den o.g. Kooperationspartnern der JBA Ubermittelt werden. Fir andere
Zwecke ist eine Verarbeitung oder Nutzung weder geplant noch zulassig. Mir ist bekannt, dass ich diese
Erklarung freiwillig abgebe und jederzeit mit Wirkung fiir die Zukunft ohne die Angabe von Griinden
gegeniber den in der JBA tatigen Stellen widerrufen kann. Nachteile entstehen mir dadurch keine. Ich kann
die Einwilligung auch beschranken. Diese Erklarung wird zehn Jahre nach ihrer Unterzeichnung vernichtet,
wenn ich sie nicht vorher widerrufe.

Libeck, den

Unterschrift der / des Jugendlichen Unterschrift der / des Erziehungsberechtigen

Ausgehandigt durch:

(Name des / der Mitarbeiters*in der JBA Liibeck)

Aushandigende Stelle in der JBA: ( ) Agentur fir Arbeit; ( ) Jobcenter Hansestadt; ( ) Birgermeister der Hansestadt
Lubeck; ( ) Berufsbildende Schulen in der Hansestadt Lubeck; ( ) Allgemeinbildende Schulen in der Hansestadt Liibeck
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Landesverordnung iiber die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten an 6ffentlichen Schulen
(Schul-Datenschutzverordnung - SchulDSVO)
Vom 18. Juni 2018

Gesamtausgabe in der Gliltigkeit vom 26.05.2018 bis 25.05.2023

Aufgrund des § 30 Absatz 2 Satz 2, § 30 Absatz 11 und § 132 Absatz 3 Satz 2 des Schulgesetzes
(SchulG) vom 24. Januar 2007 (GVOBI. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt geandert durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 2. Mai 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 162), verordnet das Ministerium fur Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Teil 1
Allgemeines

§1
Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt fir die Verarbeitung personenbezogener Daten von Schulerinnen und Schi-
lern sowie deren Eltern durch 6ffentliche Schulen, Elternvertretungen, den schulpsychologischen Dienst
sowie durch die Meldebehérde. Sie gilt auch, wenn Lehrkrafte dienstlich unter Zuhilfenahme dienstlicher
oder privater informationstechnischer Gerate bei der Datenverarbeitung tatig werden.

(2) Andere Rechtsvorschriften Gber die Verarbeitung personenbezogener Daten bleiben unberuhrt, so-
weit sich aus den nachstehenden Bestimmungen nichts anderes ergibt.

Teil 2
Schulen

§2
Verantwortung fir den Datenschutz

Die Schulleiterin oder der Schulleiter tragt mit Ausnahme der Datenverarbeitung durch Elternvertretun-
gen die Verantwortung fir die Beachtung des Datenschutzes. Sie oder er hat die Ablaufe in der Schule
entsprechend zu organisieren und die Einhaltung der Bestimmungen zu tGberwachen. Zugleich hat die
Person, die bei der Datenverarbeitung tatig wird, die datenschutzrechtlichen Vorschriften zu beachten.
Gleiches gilt fir die Krafte der Schulsozialarbeit.

§3
Belehrung

(1) Nimmt eine Lehrkraft oder eine Person im Sinne des § 34 Absatz 6 oder Absatz 7 Satz 1 SchulG ih-
re oder seine Tatigkeit auf, belehrt die Schulleiterin oder der Schulleiter sie oder ihn Gber die Pflicht zur
Beachtung des Datenschutzes. Hierfir soll das Musterformular verwendet werden, das als Anlage 1 Be-
standteil dieser Verordnung ist. Die Belehrung ist aktenkundig zu machen. Gleiches gilt entsprechend
flr schulische Assistenzkrafte und fir Schulbegleiterinnen und Schulbegleiter.
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(2) Hat eine solche Belehrung bei Aufnahme der Tatigkeit nicht stattgefunden, ist sie unverzuglich nach-
zuholen.

§4
Verwaltungs- und padagogisch-didaktische Tatigkeit

Schulen kénnen die Daten der betroffenen Personen nach dieser Verordnung fir die Verwaltungs- und
im Rahmen ihrer padagogisch-didaktischen Tatigkeit verarbeiten. Dient die Verarbeitung eines Datums
nicht ausschlieBlich einer padagogisch-didaktischen Tatigkeit, handelt es sich um ein Datum der Schul-
verwaltung.

§5
Datenbestand

Der Umfang der personenbezogenen Daten, die nach § 30 Absatz 1 SchulG verarbeitet werden dlrfen,
ergibt sich aus der Anlage 2. Die Anlage 2 ist Bestandteil dieser Verordnung.

§6
Zugriffsberechtigungen

(1) Lehrkrafte, Lehrkrafte im Vorbereitungsdienst, Lehramtsstudentinnen und -studenten im Praktikum,
Verwaltungskrafte im Sinne des § 33 Absatz 3 Satz 1 SchulG sowie die zur Schulsozialarbeit eingesetz-
ten Personen kdénnen auf den Datenbestand der Schule zugreifen, soweit dies zur Erflllung der ihnen je-
weils Ubertragenen Aufgaben erforderlich ist. Die Zustimmung der Schulleiterin oder des Schulleiters ist
erforderlich; diese kann im Einzelfall oder generell in Form einer Dienstanweisung erfolgen. Die Schul-
leiterin oder der Schulleiter bestimmt auch, wie Personen im Sinne des § 34 Absatz 6 SchulG und schuli-
sche Assistenzkrafte die zur Erflllung der ihnen Ubertragenen Aufgaben erforderlichen personenbezoge-
nen Daten erhalten.

(2) Lehrkrafte, Lehrkrafte im Vorbereitungsdienst sowie Lehramtsstudentinnen und -studenten im Prak-
tikum an Forderzentren kénnen auch auf den Datenbestand an der Schule zugreifen, an der die jeweils
betreuten Schilerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Férderbedarf inklusiv beschult werden,
soweit die dortige Schulleiterin oder der dortige Schulleiter nach MaRgabe des Absatzes 1 zustimmt.

(3) Das Recht auf Einsichtnahme in den Datenbestand der Schule nach Absatz 1 durch Schulaufsichts-
beamtinnen und Schulaufsichtsbeamte im Rahmen ihrer Aufgaben bleibt unberihrt.

§7
Aktenfiihrung

(1) Die Schule fuhrt Uber jede Schilerinnen und jeden Schiler eine Schilerakte. Informationen Uber die
betroffenen Personen, welche in der Schule Uber einen langeren Zeitraum fir die padagogisch-didakti-
sche Arbeit oder fiir die notwendigen Verwaltungsarbeiten bendtigt werden, sollen in der Schulerakte
festgehalten werden, sofern diese Verordnung nichts anderes bestimmt. Hierzu zahlen insbesondere

1. der Schileraufnahmebogen,

2. Korrespondenz mit der Schilerin oder dem Schiiler sowie mit deren oder dessen Eltern,

3. Vermerke und Gesprachsprotokolle,

4, Aufzeichnungen ber padagogische MaBnahmen,

5. Verwaltungsakte und der vollstandige jeweils zugehdérige Verwaltungsvorgang, insbesondere

a) der Aufnahmebescheid,
b) Beurlaubungen,

) Ordnungsmalnahmen,

- Seite 2 von 15 -





d) Beschlisse zu Versetzungsentscheidungen,
e) die Festsetzung einer Attestpflicht,

f) die Feststellung einer Lese-Rechtschreib-Schwache und die Gewahrung von Nachteilsaus-
gleich, Notenschutz oder einer zurtickhaltenden Gewichtung der Rechtschreibleistung.

Gesondert zu fuhren sind

1. Akten Uber Abschlussprifungen (einschlieBlich der Dokumentation von mindlichen Priifungstei-
len sowie die schriftlichen Prifungsteile),

2. Zweit- und Durchschriften von Zeugnissen,
3. Klassenarbeiten und andere Leistungsnachweise,
4. Krankmeldungen sowie

5. sonderpadagogische Akten nach Absatz 2.

(2) Fur Schilerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Forderbedarf wird eine Schulerakte geflhrt,
die neben den durch das zustandige Férderzentrum erhobenen Daten die zur Feststellung des sonder-
padagogischen Forderbedarfs erforderlichen Daten enthalt (sonderpadagogische Akte). Die sonderpad-
agogische Akte ist stets Datenbestand des zustandigen Férderzentrums. Wird eine Schulerin oder ein
Schiler mit sonderpadagogischem Fdrderbedarf inklusiv an einer anderen Schule beschult, ist die ge-
trennt von der sonderpadagogischen Akte zu fihrende Schilerakte Datenbestand der besuchten Schu-
le. Daten, die fur die individuelle Férderung der Schilerin oder des Schilers erforderlich sind, insbeson-
dere der Forderplan, kénnen durch die besuchte Schule und das zustandige Férderzentrum gemeinsam
verarbeitet werden.

(3) Die Schule darf die Daten der Schiilerinnen und Schiler einer jeden Jahrgangsstufe gema Num-
mern 1.1, 1.5, 1.6, 3.2 und 3.7 der Anlage 2 in einem Schulerhauptbuch oder einer Schiilerkartei spei-
chern.

§8
Erhebung

(1) Die Erhebung personenbezogener Daten nach § 5 erfolgt durch die Schulleiterin oder den Schulleiter
und das ihr oder ihm gegeniber weisungsgebundene Personal des Schulsekretariats.

(2) Gestattet die Schule im Rahmen ihrer Aufsichtspflicht nach § 17 Absatz 2 SchulG einem Dritten, zu
dessen eigenen Zwecken bei einer schulischen Veranstaltung personenbezogene Daten der Schilerin-
nen und Schiler zu verarbeiten, liegt die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit allein bei dem Drit-
ten. Die Gestattung ist nur zulassig, wenn

1. die Angabe der personenbezogenen Daten freiwillig, jederzeit fur die Zukunft widerruflich und
nicht Voraussetzung fur eine Teilnahme an der schulischen Veranstaltung ist und

2. die Schulerinnen und Schuler hierauf vorab mundlich und schriftlich hingewiesen werden.

Die Schule hat frihzeitig

1. den Dritten auf diese Grundsatze hinzuwiesen und
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2. die Eltern minderjahriger Schilerinnen und Schiler Uber die vorgesehene Erhebung der perso-
nenbezogenen Daten durch den Dritten zu informieren.

In den Jahrgangsstufen 1 bis 6 ist eine Gestattung unzulassig.

) §9
Ubermittlung

(1) Bei einem Schulwechsel Ubermittelt die abgebende Schule der aufnehmenden Schule auf deren An-
forderung die fir die weitere Schulausbildung der Schulerin oder des Schiilers erforderlichen Daten.
Dies sind insbesondere

1. die Individualdaten der Schulerin oder des Schilers und der Eltern (Nummer 1 und 2 der Anlage
2)[
2. Angaben Uber Schulbesuchszeitraume, Uber die bisher besuchten Schulen und Wiederholungen

von Jahrgangsstufen (mit Grinden),

3. Angaben Uber erreichte Schulabschlisse oder Ausbildungsabschliisse sowie Einzelangaben,
die flr die neu begonnene Schullaufbahn unerlasslich sind (insbesondere Lernplane, bisheriger
Fremdsprachen- und naturwissenschaftlicher Unterricht und alle Leistungsergebnisse ab Jahr-
gangsstufe 9),

4, eine Zweitschrift der letzten beiden Zeugnisse, bei der Anmeldung fur die weiterfiihrende Schule
eine Zweitschrift des Halbjahreszeugnisses und des Jahreszeugnisses der Jahrgangstufe 4,

5. Angaben Uber einen sonderpadagogischen Forderbedarf einschlieRlich Férderplan,

6. der kompetenzorientierte Entwicklungsbericht oder die Schulibergangsempfehlung, wenn der
Wechsel in den Jahrgangsstufen 5 bis einschlieflich 7 erfolgt.

Die Ubermittlung weiterer personenbezogener Daten ist nur zuldssig, soweit besondere Umsténde dies
im Einzelfall rechtfertigen; die vollstandige Schilerakte darf nur zur Einsichtnahme Gbergeben werden.
Die Schulleiterin oder der Schulleiter der abgebenden Schule hat die besonderen Umstande in der Schi-
lerakte zu dokumentieren. Entsprechendes gilt fiir eine Ubersendung der sonderpédagogischen Akte
durch das zusténdige Forderzentrum bei einer inklusiven Beschulung. Bei einem Wechsel der Zustan-
digkeit eines Forderzentrums soll die vollstandige sonderpadagogische Akte zum Verbleib Gbersandt
werden.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn Schulerinnen und Schiler an schulischen Veranstaltungen im Zu-
sammenhang mit lehrplanmaRigem Unterricht anderer Schulen teilnehmen.

(3) Die Ubermittlung personenbezogener Daten gemaR § 30 Absatz 3 Satz 3 SchulG an das Jobcenter (§
6d SGB II) oder die 6rtliche Agentur fir Arbeit (§ 367 Absatz 2 SGB Ill) umfasst die Daten gemals Num-
mer 1.1 bis 1.4, 3.15 und 3.26 der Anlage 2 sowie die voraussichtlichen Daten gemal Nummer 3.7 der
Anlage 2.

(4) Die Klassenelternbeirate erhalten von den Schulen zur Durchfiihrung ihrer Aufgaben die Adressda-
ten (einschlieBlich Telefonnummern und E-Mail-Adressen) der Eltern und der Lehrkrafte der jeweiligen
Klasse, soweit die betroffenen Personen hierzu gegenuber der Schule eingewilligt haben. Die Schulel-
ternbeiradte erhalten von den Schulen Namen und Adressdaten (einschlieRlich Telefonnummer und E-

Mail-Adressen) der in den Schulelternbeirat entsandten Klassenelternbeiratsmitglieder und deren Ver-
tretung.

(5) Die Datenubermittlung per E-Mail ist zulassig, soweit sichergestellt ist, dass die personenbezogenen
Daten der betroffenen Personen nicht durch Unbefugte eingesehen werden kénnen. Die E-Mail-Kommu-
nikation 6ffentlicher Schulen untereinander und mit anderen Landeseinrichtungen hat ausschlieBlich im
Landesnetz Bildung zu erfolgen, wenn sie personenbezogene Daten enthalt.
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§10
Loschung

(1) Schulen haben personenbezogene Daten nach Ablauf der folgenden Fristen zu ldschen. Sie betragen
1. 2 Jahre
bei Schilerakten und sonderpadagogischen Akten einschlielllich Lern- und Férderplanen, kompe-

tenzorientierten Entwicklungsberichten oder Schulibergangsempfehlungen und sonderpadagogi-
schen Gutachten;

2. 3 Jahre

bei Klassen- und Kursbichern;

3. 10 Jahre

bei Akten ber Abschlussprifungen einschlieBlich der Prifungsniederschriften und der Arbeiten in
der schriftlichen Priifung;

4. 55 Jahre

bei Schilerhauptbiichern und Schiilerkarteien.

Die Fristen beginnen mit Ablauf des Schuljahres, in dem die Unterlagen und Dateisysteme jeweils ge-
schlossen wurden. Sie betragen ferner

1. 2 Jahre

bei Klassenarbeiten und der Dokumentation anderer Leistungsnachweise;

2. 10 Jahre

bei Zeugnislisten und -durchschriften, soweit sie nicht von Satz 2 Nummer 3 erfasst sind;

3. 40 Jahre

bei Zweitschriften von Abgangs- und Abschlusszeugnissen.

Die Fristen beginnen mit Ablauf des Schuljahres, in dem die Unterlagen und Dateisysteme jeweils er-
stellt werden. Alle Ubrigen personenbezogenen Daten sind zu ldschen, sobald sie fur die konkrete Auf-
gabenerflllung nicht mehr erforderlich sind, spatestens aber flinf Jahre nach Ablauf des Schuljahres, in
dem der Vorgang geschlossen worden ist. Von Kindertageseinrichtungen an Grundschulen mit Einwil-
ligung der Eltern Ubermittelte Daten der betroffenen Personen sind spatestens zwei Jahre nach Ablauf
des Schuljahres zu I6schen, in dem das Schulverhaltnis begrindet worden ist.

(2) Unterlagen oder Dateisysteme, die zu I6schende Daten enthalten, sind nach MaRgabe des Landes-
archivgesetzes vom 11. August 1992 (GVOBI. Schl.-H. S. 444), zuletzt geandert durch Artikel 8 des Ge-
setzes vom 2. Mai 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 162), Ressortbezeichnungen zuletzt geandert durch Verord-
nung vom 4. April 2013 (GVOBI. Schl.-H. S. 143), einem Archiv zur Ubernahme anzubieten.

§11
Datenverarbeitung mit Hilfe automatisierter Verfahren

(1) Daten der Schulverwaltung dirfen mit Hilfe von automatisierten Verfahren nur mit informationstech-

nischen Geraten des Schultragers oder des Regionalen Berufsbildungszentrums (RBZ) verarbeitet wer-
den, sofern keine Ausnahme nach §§ 12 bis 14 vorliegt. § 7 des Landesdatenschutzgesetzes vom 2. Mai
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2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 162) und die auf dieser Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften sind zu be-
achten.

(2) Informationstechnische Gerate der Schulverwaltung durfen nicht mit informationstechnischen Ge-
raten verbunden werden, die padagogischen Zwecken dienen. Wird ein informationstechnisches Gerat
zeitweise zu Verwaltungs- und zeitweise zu padagogischen Zwecken genutzt, gilt dieses Verbot fur die
jeweils ausgelbte Art der Nutzung.

(3) Mit dem Internet dirfen informationstechnische Gerate der Schulverwaltung nur iber das Landes-
netz Bildung verbunden werden.

(4) Auf informationstechnischen Geraten, die padagogischen Zwecken dienen, dirfen zu Verwaltungs-
zwecken allein die Namen und E-Mail-Adressen der Schilerinnen und Schuler sowie die Zugehdrigkeit
zu einer bestimmten Klasse oder Lerngruppe verarbeitet werden.

§12
Auftragsverarbeitung

Abweichend von § 30 Absatz 2 Satz 1 SchulG darf die Schule mit Genehmigung des fur Bildung zustan-
digen Ministeriums personenbezogene Daten der betroffenen Personen im Auftrag durch andere Stellen
verarbeiten lassen. Die Genehmigung ist zu erteilen, soweit die Voraussetzungen nach Artikel 28 und 29
der Verordnung (EU) 2016/679 vorliegen und der Auftragsverarbeitung im Einzelfall keine besonderen
Grunde entgegenstehen. In der Genehmigung ist zu bestimmen, zu welchem Zeitpunkt die personen-
bezogenen Daten von den informationstechnischen Geraten des Auftragsverarbeiters zu I6schen und in
die Informationstechnik der Schulverwaltung zu Uberfihren sind. Flr die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten, bei denen flr die Schule allein ihr Schultrager tatig wird, gilt die Genehmigung als erteilt.

§13
Digitale Klassen- und Notizbiicher

(1) Digitale KlassenbUlcher sind Programme, die anstelle von Klassen- oder Kursbuchern in Papierform
geflhrt werden kdnnen. In dem sich aus Absatz 3 und 4 ergebenden Umfang durfen sie von den Lehr-
kraften auch als NotizbUcher genutzt werden.

(2) Geht die Nutzung eines digitalen Klassenbuchs mit einer Auftragsverarbeitung einher, ist eine Ge-
nehmigung nach § 12 zu erteilen, wenn die dort genannten Voraussetzungen vorliegen und die Schule
sicherstellt, dass

1. die digitalen Klassen- und Kursblcher nur den die jeweiligen Klassen oder Lerngruppen unterrich-
tenden Lehrkraften zuganglich sind,

2. der Zugang zu den digitalen Klassen- und Kursbuchern nur mit informationstechnischen Geraten
a) des Schultragers oder des RBZ oder

b) der Lehrkrafte erfolgt, welche gemal § 14 Absatz 1 Satz 1 genehmigt sind, und

3. der Identitatsnachweis der Nutzerin oder des Nutzers mittels einer Kombination von mindestens
zwei verschiedenen und unabhangigen Komponenten erfolgt (Zwei-Faktor-Authentisierung) und

4, die personenbezogenen Daten nach Absatz 3 nicht auf dem Zugangsgerat gespeichert werden;
zuldssig sind vorubergehende Speicherungen, die flichtig oder begleitend sind und einen inte-
gralen und wesentlichen Teil eines technischen Verfahrens darstellen und deren alleiniger Zweck
es ist, eine Ubertragung in einem Netz zu erméglichen.

(3) In den digitalen Klassen- und Notizblchern durfen unter Nutzung einer Zwei-Faktor-Authentisierung
folgende personenbezogene Daten der Schilerinnen und Schiiler der jeweiligen Klasse oder Lerngruppe
verarbeitet werden:
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1. Name, Vorname, Geburtsdatum, Geschlecht und ein rechtmaRig erhobenes Lichtbild,
2. Adressdaten, E-Mail-Adressen, Telefon- und vergleichbare Telekommunikationsverbindungen,

3. ausschlieBlich in codierter Form Angaben Uber fir die Beschulung relevante gesundheitliche Be-
eintrachtigungen,

4, Angaben zu Nachteilsausgleich, Notenschutz oder einer zurlickhaltenden Gewichtung der Recht-
schreibleistung,

5. persdnliche Zwischenbewertungen von Unterrichtsbeitragen und des allgemeinen Lernverhaltens
sowie Zwischennoten flr schriftliche Leistungsnachweise,

6. Angaben zum Sozialverhalten.

Ferner kénnen die Namen, Telefonnummern und E-Mail-Adressen der Eltern sowie die Adressdaten (ein-
schlieBlich Telefonnummern und E-Mail-Adressen) von Ausbildungsbetrieben verarbeitet werden.

(4) Es dlrfen in den digitalen Klassen- und Notizbtchern ferner

1. die Unterrichtsdokumentation,
2. entschuldigte und unentschuldigte Fehlzeiten des laufenden Schuljahres und

3. eine bestehende Attestpflicht

verarbeitet werden. Fur diese Zwecke durfen nur Name und Vorname der Schilerin oder des Schulers
der jeweiligen Klasse oder Lerngruppe verarbeitet werden. Der Zugang zu den Daten nach Satz 1 und 2
ist abweichend von Absatz 3 ohne Zwei-Faktor-Authentisierung zulassig.

§14
Einsatz privater informationstechnischer Gerate

(1) In Auslibung ihres Dienstes durfen Lehrkrafte abweichend von § 30 Absatz 2 SchulG ihre privaten in-
formationstechnischen Gerate zur Verarbeitung personenbezogener Daten der betroffenen Personen
mithilfe automatisierter Verfahren einsetzen, soweit ihnen hierflir zuvor eine schriftliche Genehmigung
der Schulleiterin oder des Schulleiters erteilt worden ist. Verantwortliche bleibt auch in diesem Fall die
jeweilige Schule.

(2) Die Genehmigung nach Absatz 1 Satz 1 ist der Lehrkraft auf Antrag zu erteilen, wenn
1. die Lehrkraft schriftlich zusichert,

a) personenbezogene Daten im Sinne dieser Verordnung nur dienstlich und personlich zu ver-
arbeiten und sie keinem Dritten offen zu legen,

b) die Daten ausschliefSlich auf genehmigten informationstechnischen Geraten zu verarbeiten
oder, wenn dabei weitere informationstechnische Gerate eingebunden werden, nur geneh-
migte Gerate oder solche des Schultragers oder RBZ einzusetzen,

C) hinreichende technischen und organisatorischen MaBnahmen im Sinne von Artikel 32 Ab-
satz 1 und 2 der Verordnung (EU) 2016/679 durchzufihren,

d) dem Unabhangigen Landeszentrum flr Datenschutz die Wahrnehmung der Kontrollaufga-
ben nach § 18 des Landesdatenschutzgesetzes und der Schulleiterin oder dem Schullei-
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ter die Wahrnehmung der Kontrollaufgaben nach Artikel 32 Absatz 4 der Verordnung (EU)
2016/679 zu ermdglichen,

2. die Lehrkraft schriftlich die fUr die Verarbeitung zu verwendenden informationstechnischen Gera-
te und Programme genau bezeichnet und sich verpflichtet, alle zukinftigen Anderungen hieran
unverzuglich mitzuteilen,

3. die fir die Verarbeitung zu verwendenden informationstechnischen Gerate und Programme Ge-
wahr daflr bieten, die Maknahmen im Sinne von Artikel 32 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EU)
2016/679 durchfiihren zu kénnen, insbesondere das nach dem Stand der Technik und der Schutz-
bedlrftigkeit der Daten erforderliche und angemessene Mal§ an Vertraulichkeit sicherzustellen;
dies kann fUr informationstechnische Gerate und Programme angenommen werden, die eine
oberste Landesbehdrde oder das Unabhangige Landeszentrum fiir Datenschutz als solche be-
zeichnet hat. Die gemaR § 7 Absatz 2 des Landesdatenschutzgesetzes erlassenen Rechtsvor-
schriften sind zu beachten.

(3) Die Wirksamkeit der Genehmigung nach Absatz 1 Satz 1 endet vier Jahre nach Ablauf des Schuljah-
res, in dem sie erteilt worden ist. Bei Folgeantragen ist die Erklarung nach Absatz 2 Nummer 1 und 2 er-
neut abzugeben.

(4) Die Genehmigung nach Absatz 1 Satz 1 kann aus wichtigem Grund jederzeit widerrufen werden. Sie
ist unverzuglich zu widerrufen, wenn die Lehrkraft gegen Bestimmungen dieser Verordnung oder ande-
re datenschutzrechtliche Bestimmungen verstoBt oder die von ihr abgegebenen Zusicherungen nicht
einhalt. Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat VerstoBe unverziglich der obersten Schulaufsichtsbe-
hérde anzuzeigen.

(5) Uber die erteilten Genehmigungen nach Absatz 1 Satz 1 hat die Schulleiterin oder der Schulleiter ei-
nen Nachweis zu flihren. Auch der Widerruf einer Genehmigung ist zu dokumentieren.

(6) Eine Genehmigung nach Absatz 1 Satz 1 berechtigt nicht dazu, die personenbezogenen Daten durch
Dritte verarbeiten zu lassen, auch nicht durch die Nutzung von so genannten ,Cloud-Diensten”. Uber §
13 Absatz 2 hinausgehende Ausnahmen hiervon kann das fur Bildung zustandige Ministerium durch Ver-
waltungsvorschrift vorsehen.

§15
Personliche Pflicht zur Léschung

(1) Haben Lehrkrafte personenbezogene Daten der betroffenen Personen bei sich gespeichert, sind die-
se Daten zu I6schen, sobald sie flr die konkrete Aufgabenerfullung nicht mehr erforderlich sind; bei Un-
terlagen soll das Léschen durch Schreddern erfolgen.

(2) Die Aufbewahrung von Notizen im Sinne des § 30 Absatz 10 SchulG, die zur Dokumentation von Leis-
tungsbewertungen in gerichtlichen Verfahren notwendig sein kénnen, ist noch fir zwei Jahre nach Ab-
lauf des Schuljahres erforderlich, in dem die Leistung bewertet worden ist. Die Schulleiterin oder der
Schulleiter kann bestimmen, dass solche Unterlagen in der Schulverwaltung zu speichern sind.

§16
Datenverarbeitung der Elternvertretungen

(1) Die Elternvertretungen verarbeiten personenbezogene Daten eigenstandig und eigenverantwortlich
entsprechend den datenschutzrechtlichen Bestimmungen. Die Mitwirkung an der Elternvertretung ist
freiwillig; Eltern sind nicht verpflichtet, gegenlber Elternvertretungen personenbezogene Angaben zu
machen.

(2) Zur Unterstitzung fir ihre Arbeit erhalten die Klassenelternbeirate und der Schulelternbeirat perso-
nenbezogene Daten der Eltern und Lehrkrafte gemaR § 9 Absatz 4 von der Schule.

(3) An die Kreiselternbeirate und an den Landeselternbeirat werden die fur ihre Arbeit erforderlichen Na-

men und Anschriften nicht durch die Schule, sondern gemaR § 15 Absatz 2 der Wahlverordnung fir El-
ternbeirate vom 7. Mai 2012 (NBI. MBK. Schl.-H. S. 113), gedndert durch Verordnung vom 31. Mai 2017
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(NBI. MBWK. Schl.-H. S. 176), durch die Schulelternbeiratsvorsitzende oder den Schulelternbeiratsvorsit-
zenden Ubermittelt.

Teil 3
Schulpsychologischer Dienst

§17
Datenverarbeitung

Die Schulpsychologinnen und Schulpsychologen sowie die bei ihnen berufsmaRig tatigen Gehilfen dir-
fen die zu ihrer Aufgabenerfillung erforderlichen personenbezogenen Daten verarbeiten.

§18
Datenverarbeitung mit Hilfe automatisierter Verfahren

(1) Fur eine Verarbeitung personenbezogener Daten mithilfe automatisierter Verfahren durfen aus-
schliellich dienstlich zur Verfligung gestellte informationstechnische Gerate verwendet werden; die Be-
nutzung privater informationstechnischer Gerate ist nicht zulassig. § 7 des Landesdatenschutzgesetzes
und die auf dieser Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften sind zu beachten.

(2) Die Anbindung der informationstechnischen Gerate an das Internet ist nur Gber die Informations-
und Kommunikationsinfrastruktur des jeweiligen Tragers des schulpsychologischen Dienstes sowie tber
die der Landesverwaltung zulassig.

§19
Loschung

Personenbezogene Daten sind zu ldschen, sobald sie zur Aufgabenerfullung nicht mehr erforderlich
sind, spatestens jedoch funf Jahre nach Abschluss des Vorganges, zu dessen Bearbeitung sie verarbeitet
worden sind.

Teil 4
Meldebehorden

§ 20
Von der Meldebehorde zu libermittelnde Daten

Die Datenibermittlung von der Meldebehérde an die zustéandige Grundschule gemal § 30 Absatz 6
SchulG erfolgt bis zum 1. September nach dem Stand vom 15. August eines jeden Jahres, das dem Jahr
vorausgeht, in dem die Kinder erstmals schulpflichtig werden.

Teil 5
Schlussvorschrift

§ 21
Inkrafttreten; AuBerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 26. Mai 2018 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 25. Mai 2023
auBer Kraft.

(2) Die Schul-Datenschutzverordnung vom 5. Juni 2015 (NBI. MSB. Schl.-H. S. 163) tritt mit dem Inkraft-
treten dieser Verordnung auBer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkinden.
Kiel, 18. Juni 2018

Karin Prien
Ministerin fur Bildung, Wissenschaft und Kultur

Anlage 1

(zu § 3 Absatz 1)

- Seite 9 von 15 -





[Briefkopf der Schule]

Belehrung nach § 3 SchulDSVO

Ich belehre Sie hiermit Gber die Pflicht zur Beachtung der datenschutzrechtlichen

Vorschriften (Grundsdtze und Anwendbarkeit der Verordnung (EU) 2016/679, §§ 20
bis 32 SchulG sowie die Landesverordnung iiber die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten an éffentlichen Schulen (Datenschutzverordnung-Schule — SchulDSYO)).

Dariiber hinaus haben Sie die von mir im Zusammenhang mit der Yerarbeitung der
personenbezogenen Daten der Schillerinnen, Schiiler und Eltern getroffenen organi-
satonschen Regelungen zu beachten. Ich weise Sie ferner darauf hin, dass die elek-
tronische Verarbeitung personenbezogener Daten mittels privater informationstech-
nischer Gerate nur durch Lehrkrifte (§ 34 Absatz 2 und 3 SchulG) und Lehrkrafte im
Vorbersitungsdienst (§ 34 Absatz 5 Satz 1 SchulG) mit meiner Genehmigung und
unter Beachtung der Vorgaben der §§ 14 und 15 SchulDSVO zuldssig ist.

Die Yorschrften sind z. B. im Internet ber das Bildungsportal der Landesverwaltung
abrufbar (www_schleswig-holstein.de). Praxishilfen stellt das Unabhangige Landes-
zentrum fiir Datenschutz auf seiner Internetseite zur Verfiigung

(www .datenschutzzentrum.de/bildung). Dort sind die Rechtsvorschnften ebenfalls
abrufbar.

[Name und Funktion des Belehrenden, Datum, Unterschrif]

lch habe die Belehrung erhalten.

[Mame und Funktion der/des Belehrten, Datum, Unterschrift]
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Hinwels fir dle Schullelterin oder den Schullelter
{nlcht an den zu Belehrenden auszuhdindigen):

Zu belehren sind

Lehrkrafte,
Lehrkrafte im Vorbereitungsdienst,

Lehramtsstudentinnen/~en im Praxissemester (soweit nicht bereits tiber die
Hochschule erfolgt)

Leiter/-innen von Veranstaltungen des Ganztagsbetriebs und sonstigen

schulischen Veranstaltungen aulferhalb des lehrplanmaligen Untemichts

Personen, die gem. § 34 Abs. 7 SchulG zur Unterstitzung der Lehrkraft
unter deren Verantwortung tatig sind

schulische Assistenzkrifte und Schulbegleiter/-innen.

Die Belehrung ist aktenkundig zu machen. Der/dem Belehrten ist ein Doppel auszu-

handigen.

Anlage 2

(zu §5)

Daten von Schalerinnen und Schilern und Eltern, die von &ffentlichen Schulen gemaR § 30 Absatz 1
SchulG verarbeitet werden durfen:

1. Individualdaten der Schilerinnen und Schiler
1.1. Name, ggf. Geburtsname, Vorname
1.2. Adressdaten
1.3. Adressdaten bei einer Unterbringung gemaR § 111 Absatz 2 SchulG (Heim, Familienpflege-
stelle, Internat, Krankenhaus)
1.4. Telefon, E-Mail-Adressen und vergleichbare Telekommunikationsverbindungen
1.5. Geschlecht
1.6. Geburtsdatum, Geburtsort und -land
1.7. Staatsangehdrigkeit(en)
1.8.  Herkunfts- und Verkehrssprache
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1.9.

1.10.

1.11.

Jahr des Zuzugs nach Deutschland
Konfession

Krankenversicherung

Daten der Eltern (gemaR § 2 Absatz 5 Satz 1 SchulG) und der Mitwirkungsberechtigten (gemal §
2 Absatz 5 Satz 2 SchulG)

2.1.

2.2.

2.3.

2.4.

2.5.

2.6.

Name, Vorname
Adressdaten

Erreichbarkeit privat: Telefon, E-Mail-Adressen und vergleichbare Telekommunikationsver-
bindungen

Erreichbarkeit am Arbeitsplatz: Telefon, E-Mail-Adressen und vergleichbare Telekommuni-
kationsverbindungen

Einverstandniserklarung gemaR § 2 Absatz 5 Satz 2 SchulG

Mitgliedschaft in Elternbeiraten

Schullaufbahndaten der Schilerin oder des Schulers

3.1.

3.2

3.3.

3.4.

3.5.

3.6.

3.7.

3.8.

3.9.

3.10.

3.11.

3.12.

Datum der ersten Einschulung
Eintrittsdatum
Vorbildung bei Aufnahme (bisher erreichte Schul-/Ausbildungsabschlisse)

Bisher besuchte Schulen (Zeitraume, Schulname, Schulnummer, Anschriften mit Schul-
form bzw. -art, soweit nicht Schleswig-Holstein)

Klassenbezeichnung, Jahrgangsstufe, Halbjahr
Klassenlehrerin, Klassenlehrer, Tutorin, Tutor

Entlassungsdatum (Aushandigungsvermerk des Zeugnisses) und Art des erreichten Ab-
schlusses/der bestandenen Prifung

Uberweisungsdatum, Name, Anschrift der aufnehmenden Schule

Beurlaubung vom Unterricht, insbesondere Beurlaubung vom Sportunterricht (Umfang,
Zeitraum), Datum der Abmeldung vom Religionsunterricht, Wiederanmeldung sowie Teil-
nahme am Religionsunterricht eines anderen Bekenntnisses

Facher, Wahlpflichtfacher, Fremdsprachenfolge (einschliellich erreichter Abschlisse),
Fachleistungskurse, Kurswechsel (einschlielSlich erteilter Unterrichtsstunden)

Teilnahme an zusatzlichen freiwilligen Unterrichtsveranstaltungen und Umfang in Unter-
richtsstunden

Teilnahme an schulischen Veranstaltungen auBerhalb des lehrplanmaBigen Unterrichts
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3.13.

3.14.

3.15.

3.16.

3.17.

3.18.

3.19.

3.20.

3.21.

3.22.

3.23.

3.24.

3.25.

3.26.

Besuch eines DaZ-Zentrums (Unterricht Deutsch als Zweitsprache)
Teilnahme an Férdermafnahmen (einschlieBlich Art und Umfang)
Praktika (Zeitraum, Ausbildungsstatte mit Anschrift)
BAF6G-Schulbescheinigung (Datum und Kennzeichen)

Vermerk Uber Funktion in Schilervertretung oder sonstige schulbezogene Funktionen (z.
B. Schilerlotse)

Beurlaubung vom Schulbesuch (soweit nicht von Nummer 3.9 erfasst)

Unterrichtsversaumnisse; Teilnahme an einem anderweitigen Unterricht gemal § 21 Ab-
satz 1 Satz 2 SchulG

Schulerzusatzversicherungen
MaBnahmen bei Erziehungskonflikten

Gesundheitliche Beeintrachtigungen, Behinderungen, Lese-Rechtschreib-Schwachen, Re-
chenschwachen

Ergebnisse der schularztlichen, schulpsychologischen und sonderpadagogischen Untersu-
chungen

Schulbegleitungen
Unterstiitzungsbedarf im Ubergang von der Schule zum Beruf

beabsichtigter Bildungs- oder Berufsweg nach Entlassung

Leistungsdaten, Prifungsdaten gemaR Zeugnisverordnung, individuelle Férderung

4.1.

4.2.

4.3.

4.4,

4.5.

4.6.

4.7.

4.8.

Zeugnisnoten (Gesamtnoten), Zeugnisnoten nach Fachern/Kursergebnissen mit Noten-
bzw. Punktbewertung. Wesentliche Zeugnisbemerkungen zur jeweiligen Klasse/Jahrgangs-
stufe: zur Versetzung, Entlassung, Wiederholung, Uberspringen einer Klasse und zur Leis-
tung: Erlauterung der Facher-/Kursergebnisse usw.

Daten zu Leistungen und Kompetenzen in Berichtszeugnissen

Zeitpunkt und Ergebnis von Prifungen und Versetzungskonferenzen sowie Beschllsse an-
derer Zeugnis- und Notenkonferenzen

Ergebnisse von Lernstandserhebungen und Vergleichsarbeiten

Angaben Uber die Benachrichtigung bei gefahrdeter Versetzung einschlieflich des Hinwei-
ses auf etwaige besondere Folgen einer Nichtversetzung

Lernplan; Forderplan
Sonderpadagogische Férderung in der inklusiven Beschulung

Herkunftssprachlicher Erganzungsunterricht der Konsulate
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5.

Schulartspezifische Zusatzdaten

5.1.

5.2.

5.3.

5.4.

5.5.

Grundschule
5.1.1. Vorzeitige Aufnahme einschlieRlich Untersuchungsergebnis

5.1.2. Leistungsbewertung und Anzahl der Schuljahre in der Eingangsphase

5.1.3. Sprachstandsfeststellung und MaBnahmen der Sprachférderung (§ 22 Absatz 2
SchulG)

5.1.4. kompetenzorientierter Entwicklungsbericht oder Schuliibergangsempfehlung
Regionalschule

5.2.1. Zuordnung zu einem Bildungsgang

5.2.2. Angaben zur Fachleistungsdifferenzierung
Gemeinschaftsschule

5.3.1. Angaben zum leistungsdifferenzierten Unterricht

5.3.2. Prifung in der Herkunftssprache

Oberstufe

5.4.1. Profilwahl; zusatzliche Facherwahl

5.4.2. Kurswahl Sekundarstufe Il (Grund- und Leistungskurse)
5.4.3. Leistungsergebnisse ab 9/1 bzw. 10/1

5.4.4, Fremdsprachen (Art und Zeitraum in Sekundarstufe | und Il)
5.4.5. Zulassung zum Abitur

5.4.6. Wahl der Prafungsfacher zum Abitur

5.4.7.  Wahl der Priferinnen oder Prifer zum Abitur

5.4.8. Einzelergebnisse im Abitur

5.4.9. Besondere Berechtigungen (Latinum, Graecum, Hebraicum)
5.4.10. Feststellungsprufungen in Fremdsprachen

5.4.11. Prifung in der Herkunftssprache

Berufsbildende Schulen

5.5.1. Vorbildung

5.5.2. Ausbildungsberuf oder Berufstatigkeit und Berufsfeld oder Fachrichtung

5.5.3. Beginn und Dauer des Ausbildungsverhaltnisses laut Ausbildungsvertrag
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5.5.4.

5.5.5.

5.5.6.

Fremdsprachen (Art und Zeitraum)
Feststellungsprifungen in Fremdsprachen

Verklrzung oder Verlangerung der Ausbildung nach § 8 Berufsbildungsgesetz
(BBiG) vom 23. Marz 2005 (BGBI. I S. 931), zuletzt geandert durch Artikel 14 des
Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. 1 S. 2581)

5.5.7. Bezeichnung der Ausbildungsstatte mit Anschrift und Telefon
5.5.8. Besuch der Schule als nicht gemal § 24 Absatz 4 Satz 3 bis 5, 7 SchulG zustandige
Schule
5.5.9. Die unter 5.4 genannten Daten, soweit fur die Berufsbildende Schule zutreffend
6. Allgemeines Lernverhalten und Sozialverhalten in der Schule

© juris GmbH
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